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Die Eroberung Rigas hat die ruſſiſchen
Probleme mit aller Macht an die Oberfläche geworfen.
Auf die Eroberung Rigas geht die Revolte Korni-
lows unmittelbar zurück. Am Tage nach Rigas Fall trat
der Koſakengeneral als Führer der Gegenrevolutionäre her-
vor. Zwei Tage ſpäter richtete er an Kerenſtki den Befehl,
aovzutreten und ihm die Machtfülle des Diktators zu über-
geben.

Nun iſt der Kornilowſche Putſch niedergeſchlagen, bevor
er ſich mit den Waffen auswirken konnte. Kornilows Rech-
nung war falſch geweſen. Er nahm an, der Fall Rigas
würde in den Reihen des Heeres Zorn und Wut über die
Niederlage und den Wunſch nach Rache und Vergeltung
auslöſen. Er rechnete, daß dieſe Empfindungen ſo ſtark
ſein würden, daß er feinen Schlag gegen Kerenſki und die
Revolution wagen konnte. Aber die Bauernſoldaten waren
nicht willens, wegen Riga gegenſeitig die Waffen zu zücken
und Handgranaten als brüderliche Grüße auszutauſchen.
Selbſt die „wilde“ Diviſion verſagte, die aus inneraſiati-
ſchen Fremdvölkern zuſammengeſetzt iſt. Nach einem drei-
jährigen Krieg hatten die meiſten keine Neigung, in einen
Bürgerkrieg einzutreten.

Damit iſt aber der Bürgerkrieg an ſich noch nicht ver
mieden. Er braucht ja nicht mit militäriſchen

in Wort und Schrift, in Reden und VBefehlen. Dieſer
Bürgerkrieg iſt durch die Revolte des Koſaken Kornilow
nicht etwa beigelegt, ſondern erſt recht entfacht. Kornilow
ſelbſt iſt noch nicht in der Hand der Regierung; er ſoll
zwar verhaftet werden, aber es hat ſich offenbar noch keine
militäriſche Macht als ſo ſtark erwieſen, um den Befehl
Kerenſkis auszuführen. Kerenſti ſelbſt ſteht nicht ſo ſicher,
daß er nicht nach allen Seiten um Hilfe ausſchauen und
durch alle möglichen Mittel ſich Unterſtützung in dem Ringen
um Kopf und Kragen verſchaffen müßte. Um die organi-
ſierten Arbeiter auf ſeine Seite zu ziehen, hat er

Rußland zur Republik erklärt.
Eine ſolche formale Erklärung hat bisher nicht vorgelegen.
Es war vielmehr beſtimmt worden, daß der Beſchluß über
die künftige Staatsform der verfaſſunggebenden Verſamm-
lung vorbehalten bleiben ſollte. Für dieſe ſind aber noch
nicht einmal die Wahlen genügend vorbereitet worden, und
zwar durch die Schuld Kerenſtkis, der Vorbereitung wie Zu-
ſammentritt immer weiter hinausſchob, um ſich die Kadetten,
die bürgerlichen Fortſchrittler, und die Oktobriſten, die bür-
gerlichen Liberalen, als Helfer zu erhalten. Jn der Not des
Kornilowſchen Putſches, dem Kadetten wie Okktobriſten
freundlich geſinnt ſind, muß Kerenſki gegen Kerenſki han
deln. Das Band, das ihn bisher mit dieſen bürgerlichen
Schichten verbunden hat, iſt durch ſeine ſtaatsrechtliche Pro
klamation arg gelockert worden. Der Bürgerkrieg hat keine
Einſchränkung, ſondern eine Verſtärkung und Ausbreitung
erfahren. Man ſpürt den Zwang, unter dem Kerenſki
gehandelt, aus dem Wortlaut der Bekanntmachung. Sie
lautet:

Die Rebellion des Generals Kornilow iſt unterdrückt, aber
die Verwirrung, die ſie in die Reihen der Armee und in
das Land getragen hat, iſt groß. Von neuem bedroht eine
rödliche Gefahr das Vaterland und ſeine Freiheit.

In der Erwägung, daß es notwendig iſt, die politiſche
Regierungs form des Landes feſtzulegen, und in
Anrechnung der einmütigen und begeiſterten Sympathie für
den republikaniſchen Gedanten, die ſo klar auf der Moskauer
Staatstonferenz zum Ausdruck kam, erklärt die borläufige Re
gierung, daß die politiſche Regierungsform Rußlands die re
publikaniſche iſt, und proklamiert Rußland als re
publikaniſchen Staat.

Die dringend Notwendigkeit, entſcheidende Maßnahmen
ohne Verzug zu ergreifen, um die erſchütterte Staatsordnung
wiederherzuſtellen, bewog die vorläufige Regierung, ihre ge
ſamte Macht fünf Miniſtern mit dem Präſidenten des
Miniſterrats an der Spitze zu übertragen. Die vorläufige Re
gierung ſetzt ſich als Hauptaufgaben die Wiederherſtellung der

Ordnung im Staate und die Erneurung der
Kampffähigkeit der Armee.

Jn der Ueberzeugung, daß nur die Zuſammenfaſfung aller
lchendigen, Kräfte des Landes das Vaterland aus der pein-
lichen Lage zu ziehen vermag. in der es ſich befindet, wird die
Regierung beſtrebt ſein, ſich zu vervollſtän-
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digen indem ſie in ihre Reihen Vertreter aller derr Elemente
ziehe, die die ewigen und allgemeinen Jntereſſen des
Vaterlandes über die zufälligen Privat-, Partei oder Standes-
intereſſen ſetzen. Die vorläufige Regierung iſt ſich deſſen ge-
wiß, daß es ihr in allernächſter Zeit gelingen wird, dieſe Auf-
gabe vollkommen durchzuführen.

Wir ſind deſſen gewiß, daß der vorläufigen Regierung
die Löſung dieſer Aufgabe nicht gelingen wird. Dafür
liegen auch ſchon vollgültige Beweiſe vor. Da iſt das

fünfgliedrige Direktorinm,
das künftig alle Macht in ſeinen Händen vereinigen ſoll.
Das Direktorium iſt nicht geſchloſſen, ſondern ſtrebt aus-
einander und gegen die Sowjet-Mächte, denen Kerenſti
ſeinen Sieg über Kornilow verdankt. Zu einem diefer
fünf und zum Marineminiſter beſtimmt Kerenſki den Ad-
miral Werderewſki, der bei den jüngſten Juliunruhen dem
Befehl Kerenſkis, die Oſtſeeflotte zur Unterdrückung des
bolſchewikifchen Aufſtandes nach Petersburg zu entſenden,
nicht nachgekommen war und deshalb auf Verlangen des
Sowjet abgeſetzt und von Kerenſki vor ein Kriegsgericht
geſtellt worden war. General Rußki, den die Sozialiſten
einen Kadettenhäuptling nennen, ja der in manchen Kreiſen

Waffen aus als verkappter Monarchiſt gilt, erhält von Kerenſki denSctampiung e oſten eines Be e ichen und gefährdeNordfront. e der r mich h ren
rechte Hand, ſondern auch als Vermittler zwiſchen Sozialis-
mus und Bürgertum im Miniſterium galt, erhält ſeinen
Abſchied, ohne daß die Gründe hierfür amtlich in der Preſſe
bekannt wurden. Schließlich wird Alexefew der General
ſtabschef, derſelbe Alexejew, den der Sowjet erſt vor eini-
gen Wochen, Anfang Auguſt, unter dem Verdacht, der
Gegenrevolution anzuhängen, geſtürzt hat. Mit ſolchen
Gehilfen kann Kerenſtki nicht in ein reibungsloſes Verhält
nis zum Sowjet kommen, der letzten großen Stütze, die ihm
verblieben. Ueberdies

gärt es im Sowjet.
Die Maximaliſten, die Anhänger Lenins, die ſich Bolſche-
wiki nennen, haben in einer Sitzung, die in der Nacht zum
Sonnabend ſtattfand, vorübergehend die Mehrheit erhalten
und mit 279 gegen 115 Stimmen folgende Reſolution
durchgebracht:

Der Arbeiter- und Soldatenrat hält es für ſeine Pflicht
zu erklären, daß in Zukunft nicht nur jede Macht der
Bourgeoiſie und der Kadetten, deren Teilnahme an der
Verſchwörung Kornilows außer Frage ſteht, beſeitigt wer
den muß, ſondern daß auch jede Politik einer unverantwort-
lichen Koalition endgültig aufzugeben iſt, um zu verbindern,
daß der militäriſche Oberbefehl und die Regierungsgewalt wie
der zum Herd einer gegenrevolutionären Verſchwörung ge-
macht werden. Der Arbeiter- und Soldatenrat iſt der Anſicht,
daß der alleinige Ausweg aus der gegenwärtigen unhaltbaren
Lage die Schaffung einer Gewalt ſein würde, die aus Vertre-
tern des revolutionären Proletarigats und der Bau-
ernſchaft zuſammengeſetzt iſt, deren Tätigkeit anf folgenden
Grundſätzen beruhen müßte:

1. Verkündung der demokratiſchen Republik;
2. ſofortige Hebergabe aller Ländereien

ohne Rückkaufsrecht, die den Grundeigentümern gehören, an
die Bauernausſchüſſe bis zum Zuſammentritt der ver-
faſſunggebenden Verſammlung;

3. Einführung einer Arbeiterkontrolle über die
induſtrielle Produktion und über die Verteilung der Erzeug-
niſſe. Verſtaatlichung aller wichtigen Jnduftriczweige, wie der
Naphthgerzeugung, der metallurgiſchen Produktion und der
Kohlenförderung, durchgreifende Beſteurung der großen Kapi-
talien und Vermögen, Einziehung der Kriegsgewinne, um das
Land aus der wirtſchaftlichen Desorganiſation zu befreien;

4. Erklärung aller Geheimverträge für null
und nichtig und ſofor tiger Vorſchlag eiwes all-
gemeinen demokratiſchen Friedens an alle krieg-
führenden Länder

5. gleichzeitig ſollen ſofort folgende Maßnahmen ange
ordnet werden

1. Aufhebung aller Unterdrückungen gegen die Ar-
beiterklaſſen und einrichtungen, Abſchaffung der
Todesſtrafe an der Fronk, Wiederherſtellung der abſo-
luten Freiheit politiſcher Propaganda, und zwar für
alle demokratiſchen und militäriſchen Organiſationen,
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1. Jahrgang.

s Oſtens.
Entfernung aller gegenrevolutionären Elemente vom Armee-
kommando;

2. das Recht der örtlichen Verbände, Kommiſſare
zu wählen;

3. Vertündung des Rechtes der Nationen, über ihr po-
litiſches Leben zu beſtimmen, d. h. volle Befriedigung aller
Forderungen Finnlands und der Ukraine,

4. Auflöſung der Duma und des Reichsrats ſo-
wie ſofortige Zuſammenberufung der verfaſſunggebenden

Verſammlung;
5. Abſchaffung der Vorrechte der ſozialen Klaſſen und

Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz.

Kaum war Kerenſki von dieſer Abſtimmung Mitteilung
gemacht worden, als er eine zweite Sitzung veran-
laßte, in der mit „überwältigender Stimmenmehrheit“ die
in der Nacht vorher angenommene Reſolution abgelehnt
und dafür folgende minimaliſtiſche Entſchließung Anhang
der Menſchewiki, der ſozialdemokratiſchen Mehrheit unter
Führnng Tſcheidſes angenommen wurde:

Die tragiſche Situation des Landes macht es nor wendig
daß die Verfaſſung und die revolutionäre Gewalt ſtart und
frei von jedem Kompromiß mit den gegenrevolutio
nären bürgerlichen Elementen ſei. Deshalb beſchloß der Ax-

See e eSo vald als eine all ge m
ſammlung der geſamten organiſierten Demokratie
einzuberufen zur Löſung der Frage der Bildung einer
Regierung, die fähig iſt, das Land zu leiten. Vis zur
Einberufung der erwähnten Verſammlung bleibt die gegen-
wärtige Regierung an der Macht, indem ſie in engem
Verein mit der revolutionären Demokratic
arbeitet, die aufgefordert wird, der Regierung ihren tatträftigen

Beiſtand zu leihen.
2. Es iſt notwendig, daß die Regierung, indem ſie Maß

nahmen zur Aufrechterhaltung der Ordnung ergreift, in
engem Einvernehmen mit dem revolutionäre
Sicherheitsausſchuß vorgeht.

3. Die demokratiſchen Bevölkerungsklaſſen werden aufgee
fordert, geduldig die Entſcheidungen der erwähnten demo
kratiſchen Verſammlung abzu warten und ſich jeder will-
kürlichen und ungeſetzlichen Handlung zu enthalten.

Jm Sowiet gibt es offenbar viele ſchwankende Geſtal-
ten, die ſich durch Reden herüber und hinüber ziehen laſſen.
Jmmerhin beweiſt der Vorfall, daß die Bolſchewiki, die
Mitte Juli im Petersburger Straßenkampf nnterlagen, in-
folge des konterrevolutionären Stoßes Kornilows wieder
beträchtlich an Boden gewonnen haben. Auch darauf muß
Kerenſki Rückſicht nehmen. Da wird ſein fünfgliedriges
Direktorium ſo wenig Ordnung ſchaffen wie er ſelbſt. Es
gibt nur ein Mittel, die Revolution zu ſtärken und die in-
nere Umwälzung gedeihlich weiter zu treiben: der Abſchluß
des Friedens. Aber Kerenſki verrennt ſich noch immer
in den Gedanken, daß er Revolution und Krieg zu gleich
führen kann. Er wird dieſen Jrrtum noch teuer zu be-
zahlen haben.

Die Probleme des Oſtens ſind aber mit den ruſſiſchen
nicht erſchöpft. Die Mittelmächte haben am Sonn
abend, wie wir in der letzten Nummer ſchon regiſtriert
haben, die
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polniſche Frage angepackt.
Die Regierungen der Mittelmächte wollen mit dem Regent
ſchaftsrat und dem erweiterten Staatsrat das polniſche De
kret vom 5. November des Vorjahrs weiterführen.

Die Erlaſſe, durch die eine Neureglung der polniſchen
Angelegenheiten eingeleitet worden iſt, haben in der deut-
ſchen Preſſe keine beſonders günſtige Aufnahme gefunden.
Während ſich ein Teil von ihr ziemlich reſerviert verhält,
greift der andre, der alldeutſch-konſervative, die Politik, die
mit dieſen Erlaſſen fortgeſetzt wird, heftig an und beſchül-
digt ſie, eines viel zu weit gehenden Entgegenkonmmens
gegen die Polen und der Vernachläſſigung deutſcher Jnter-
eſſen. Was den Herren von dem Unabhängigen Ausſchuß
und der Deutſchen Vaterlandspartei als ideale Löſung des
polniſchen Problems vorſchwebt, iſt freilich ungewiß. Es
iſt fraglich, ob ſie Polen als rechtloſen Beſitz in das Deutſche
Reich einverleiben, wie man früher ſo ſchön ſagte, „ein-
deutſchen“ wollen oder ob ſie das Land unter Rückbehalt
einiger im militäriſchen Jntereſſe wünſchenswerten Gebiets-

ne Ver-



erwerbungen an Rußland zurückgeben wollen. Wahrſchein-
lich iſt,
was ſie wollen.

Aber auck, auf der entgegengeſetzten Seite, auf der ſo-
zialdemokratiſchen, können die Erlaſſe vom 12. September

keine rechte Befriedigung
erwecken, weil ihnen allzu deutlich die Spuren eines Kom-
promißwerrs anhaften. Durch die Betonung, daß der
eingeſetzte Regentſchaftsrat nur die Vorbereitung einer
künftigen Monarchie ſei, werden dynaſtiſche Jntker-
eſſen weit in den Vordergrund geſchoben. Politiſch wäre
es aber zweifellos klüger geweſen, den Polen zu ſagen, daß
man ihnen von Berlin und Wien aus in die Wahl ihrer
Stagtsform nicht das mindeſte dreinreden wolle. Eine von
den Mittelmächten den Polen aufgedrungene Monarchie
würde uch keine Ausſicht auf Beſtand haben.

Es iſt weiter in den Erlaſſen von einem frei gewählten
Anſchluß an die Mittelmächte die Rede, wobei unklar bleibt,
ob dieſer Anſchluß nur ein Wunſch für die Zukunft iſt, oder
ob er bereits als vollendete Tatſache betrachtet wird.
es aber Ernſt mit der Abſicht, Polen als ſelbſtändigen Staat
wieder auferſtehen zu laſſen, dann muß dieſer Staat auch in
ſeiner auswärtigen Politik vollkommen ſelbſtändig ſein,
und Anſchluß nehmen können, wo er will. Die Ausſicht, daß
Polen ſeinen Anſchluß an die Mittelmächte nehmen werde,
wird um ſo beſſer ſein, je mehr der Anſchein vermieden wird,
als ob auf Polen in dieſer Beziehung auch nur der aller-
geringſte Druck ausgeübt werden ſollte. Ein aufgezwun-
gener Anſchluß würde aber ebenſowenig Beſtand verſprechen
wie eine aufgedrungene Monarchie: er wie ſie würden

ein höchſt zweifelhafter Gewinn

und nur die Quelle neuer Schwierigkeiten und Konflikte
ſein.

Am allermeiſten muß bedauert werden, daß in den Er-

daß dieſe Alleswiſſer überhaupt nicht recht wiſſen,

Jſt

vom Weltmarkt ausſchlie

Deutſchland und Oeſterreich ngarn in der polniſchen Frageeinſeitig endgültige Verfügingen treffen.

Bei der endgültigen Löſung der polni
baren Dieſe Tatſache zu n iſt um ſo weniger

gebracht, als Plan b t iſt, r Löſung zuzuſtimm
die den Wünſchen der Polen nach nationaler Selkeit ſehr weit igegentenmt

Rußland beide genötigt ſind, den Polen ihr nationales
Recht werden zu laſſen, ſo wird ſich über die Form, in der
dies geſchehen ſoll, zwiſchen Deutſchland und Rußland auch
eine Verſtändigung finden laſſen, die den beiderſeitigen
Jntereſſen entſpricht.

Dasſelbe was für Polen gilt, gilt natürlich auch für
die andern kriegsbeſetzten Gebiete des ruſſiſchen Reiches.
Die Fragen ihrer ſtaatlichen Zugehörigkeit, ihres

nationalen Selbſtverwaltungsrechts
und ihrer geſamten ſtaatlichen Stellung können nur auf dem
Wege der Verſtändigung nach dem Grundſatz „Keine An-
nerionen, freies Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ gelöſt
werden. Die deutſche Regierung hätte um ſo mehr Grund,
ihre Zuſtimmung zu dieſem Grundſatz zu betonen, als
neuerdings wieder das alldeutſche Geſchrei nach Eroberungen
im Oſten beſonders laut geworden iſt. Wir ſind das ja
gewohnt, daß jeder militäriſche Erfolg dank der unüber-
windlichen Dummheit eines Teiles unſrer Mitbürger auch
ſeine ſchädlichen politiſchen Nebenwirkungen hat. Der
deutſche Soldat kann auf kein Stück fremden Bodens ſeinen
Fuß ſetzen, ohne daß der Chorus der alldeutſchen Heim-
krieger ſofort ſchreit „das geben wir nie wieder heraus“!

Dieſes Geſchrei iſt aber gerade im gegenwärtigen
Augenblick eine beſonders große Gefahr. Die revolutionäre

laſſen der proviſoriſche Charakter der jetzt getroffenen
Maßnahmen in keiner Weiſe zum Ausdruck kommt. Die
endgültige Löſung aller internationalen Fragen, die durch
den Krieg aufgeworfen worden ſind, kann nur auf der künf-
tigen Friedenskonferenz erfolgen, und ebenſowenig wie

43000 Tonnen.
Der deutſche Admiralſtabschef hat in den letzten Tagen

folgendes bekanntgemacht:
Neue U-Boots-Erfolge im Aermelkanal: vier

Dampfer und ein Segler mit rund 20 000 Bruttoregiſter-
tonnen. Die Dampfer waren ſämtlich bewaffnet, einer da-
von ein Tankdampfer. Der Segler hatte 1400 Tonnen
Oel, Reis und Stückgut nach Le Havre geladen.

Jm Atlantiſchen Ozean, in der Biskaya
und in der Nordſee vurden durch unſre U-Boote
wiederum vier Dampfer und ein Segler mit 23 000 Brutto-
regiſtertonnen verſenkt, darunter die bewaffneten eng-
liſchen Dampfer „Malta“ (7884 Tonnen) und „Roanoke“
(3755 Tonnen) mit Stückgutladung, eine U-Boot-
Falle in Geſtalt eines Dreimaſtſchoners, die mit zwei
Geſchützen bewaffnet war und unter ſchwediſcher
Flagge fuhr. Vom Dampfer „Roanoke“ wurde der Ka-
pitän gefangengenommen.

2 5 8

Engliſches Friedensangebot
Ernſt Reventlow, das alldeutſche Muſter und Vorbild,

klagt in der „Deutſchen Tageszeitung“ wie Kaſſandra. Er
hat alles genau ſo vorhergeſehen, wie es jetzt kommt, aber
ein zürnender Gott hat ihn in die „Stadt der ewig Blin-
den“ geworfen, die ſeinem „aufgeſchloſſenen Sinn“ den
Glauben verſagen. Der „E. R.“ der „Deutſchen Tages-
zeitung“ hat ſchon längſt verkündet, daß nach Proklamierung
des unbeſchränkten Unterſeebootkriegs Deutſchlands
Sieg mathematiſch ſicher ſei. Sobald auch die Engländer
das gemerkt hätten, würden ſie unterderhand Frie-
densver handlungen anbahnen, aber politiſch ſchlau
wie ſie ſind, gerade in dieſem Augenblick Unſicherheit und
innere Zwietracht in Deutſchland zu wecken ſuchen, damit
Deutſchland zwar den Sieg ewinne, aber den Frieden ver-
liere. Jetzt mit der Friedensentſchließung des Reichstags
und der Antwort auf die Papſtnote ſei es ſo weit.

Zwar beſtritten Wien und Berlin amtlich, von
engliſchen Friedensangeboten etwas zu wiſſen,
zwar wagen ſelbſt die Alldeutſchen nicht zu behaupten, daß
die Papftnote engliſche Arbeit ſei, aber Reventlow iſt doch
überzeugt, daß England indirekt die Friedensmöglichkeiten
abtaſtet. Er beruft ſich darauf, daß auch ſeine ärgſten
Gegner, die Anhänger des Ausgleichfriedens, der Meinung
Ausdruck gäben, daß ein klarer Verzicht auf Belgien
den Frieden in kürzeſter Zeit bringen könnte. Und
gerade dagegen lehnt er ſich nun mit raſender Leiden-
ſchaft auf.

„Sollte es wahr ſein,“ ſchreibt er in der Deutſchen
Tageszeitung“ „daß die deutſche Regierung die Preis-
gabe Belgiens bereits beſchloſſen hätte, ſo wäre die Ver-
kümmerung des Deutſchen Reiches beſiegelt. Jn der
Löſung des belgiſchen Problems liegt in der Tat die Zukunft
des Deutſchen Reiches eingeſchloſſen.

Eine Nummer ſpäter fragt der Mann wieder ſorgen-
beſchwert „Hat man verzichtet?“. Und fährt dann fort:

Die geſtern hier erörterten Gerüchte: die Reichsregierung
gzuf Oberherrſchaft und eine tatſächliche Kontrolle über

Königreichs Belgien ver-
habe
Gebiet und Bevölkerung des frühern

Was der Krieg
Regierung Rußlands hat, zu nicht geringem Schreck ihrer
weſtlichen Bundesgenoſſen, mit der militäriſchen Gegenrevo-
lution Kornilows kurzen Prozeß gemacht. Die engliſchen
und franzöſiſchen Kriegsparteien hatten dieſe Gegenrevolu-

England die deutſchen Kolonien endgültig ſeinem Beſitz ein
verleiben, ebenſowenig wie Amerika Deutſchland dauernd.

i kann, ebenſowenig können auch

Kluft entwickeln kann.

von den Gegnern in erſter Linie Ru land mitzuſprechen
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Hut zu Fringen, wie es ihnen ſchon ſo oft gelungen iſt, wenn

die deutſche Regierung ihrem Treiben nicht mit Entſchieden-
heit entgegentritt. Jetzt hätte die Regierung Gelegenheit

zu zeigen, daß ſie wirklich auf dem Boden des Reichstags-
beſchluſſes vom 19. Juli ſteht, nicht nur mit gebundenen
Beinen, ſondern auch mit ihrer politiſchen Ueberzeugung.

Die Geſtaltung unſres Verhältniſſes zum großen öſt-
lichen Nachbarreich iſt eine der

gewaltigſten Schickſalsfragen,

die durch den kommenden Frieden entſchieden werden wird.
Angenommen, die phyſiſche Kraft reicht dazu aus, Gebiets
abtretungen zu erzwingen, welche verhängnisvolle Torheit
wäre es, ſich dieſes Gewinnes wegen die Welt von der neuen
deutſchen Oſtgrenze bis an den Stillen Ozean zum dauern-
den Feinde zu machen? Gebietserwerbungen im Oſten
würden uns an ſich ſchon mehr Schwierigkeiten als Vor-
teile bringen. Aber man mag den Gewinn noch ſo hoch
einſchätzen, auf keinem Fall iſt er zu vergleichen mik dem
Gewinn, der erzielt wird, wenn wir zum ruſſiſchen Reiche
in ein dauerndes freundſchaftliches Verhältnis gelangen.
Dieſer Gewinn läßt ſich freilich nicht in die Landkarte
einzeichnen, er würde aber dafür in der deutſchen Wirt
ſchaftsſtatiſtik deſto ſichtbarer ſein.

Möge die Reichstagsmehrheit dafür ſorgen, daß die
deutſche Politik, unbeirrt durch das Geſchrei wüſter Macht-
politiker und Dilettanten folgerichtig den Weg geht, der
ihr durch das Jntereſſe des deutſchen Volkes vorge-

tion mit allen Mittel gefördert, und ſo iſt

in der vergangenen Woche von den maßgebenden Fak-
toren ein dahingehender Beſchluß in Gegenwart des
deutſchen Kaiſers gefaßt worden ſei.

So ſchreien die Alldeutſchen in einem fort, weil ſie ihre
Felle fortſchwimmen ſehen. Belgien iſt zweifellos das wert-
vollſte Fauſtpfand, das Deutſchland beſitzt. Vor allem der
einzige große Wert, den es gegenüber England hat, die ein
zige Waffe, mit der es zurückerobern kann, was es im Kriege
verloren hat: den Anteil am Welthandel und die Kolonien.
Kein vernünftiger Deutſcher denkt daher daran, die deut-
ſchen Truppen aus Belgien zurückzuziehen und dann Frie-
densverhandlungen zu beginnen; dann würden wir ſicher-
lich jammervoll abſchneiden. Für die Friedensverhand-
lungen iſt Belgien alſo wirklich für Deutſchlands Zukunft
entſcheidend, und wenn wir einen klaren Verzicht der Re
gierung auf Belgien gefordert haben, ſo ſtets nur in dem
Sinne, daß die Regierung ſich bereit erklärt, gegen ent-
ſprechende Zugeſtändniſſe bei den Verhandlun-
gen ſich zu Belgiens unverkürzter Wiederherſtellung bereit
zufinden.

Jſt aber erſt der Friede geſchloſſen, dann hängt Deutſch
lands Schickſal wirklich nicht an der Annexion oder der
politiſchen oder finanziellen Beherrſchung Belgiens, ganz
abgeſehen von der Frage, ob und um welchen Preis ſie zu
erreichen wäre. Belgien kann uns keine Rohſtoffe und
Lebensmittel in irgendwie ausſchlaggebender Menge lie-
fern: der Beſitz Belgiens macht keinen Deutſchen auch nur
um 1 Mark reicher. Es blieben höchſtens militäriſch-ſtrate-
giſche Rückſichten. Die Alldeutſchen wollen die belgiſche
U-Boot-Baſis gern für den „zweiten puniſchen Krieg“
behalten, und die britiſchen Jingos die Maaslinie für
einen neuen Angriffsaufmarſch gegen das deutſche Jn-
duſtriegebiet, der beſſer gelingen ſollte als 1914. Jn die-
ſem Punkte muß der Friedens r dafür ſorgen, daß den
Kriegsparteien hüben und drüben das Spiel mit dem
Völkerglück möglichſt gründlich verdorben wird.

Ob im Sinne dieſer Gedankengänge die deutſche Re-
gierung friedensbereit iſt? Alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht
dafür, nicht erſt ſeit geſtern und heute. Eben erſt iſt durch
Fortführung und Ausbau des Aktes vom 5. November die
polniſche Froge erneut in einer Weife der Löſung entgegen-
geführt worden, die den Alldeutſchen aufs heftigſte wider-
ſtrebt. Und wenn auch eins ihrer Blätter tobt, es dürfe
niemals einen andern König von Polen geben, als den
König von Preußen, ſo weiß es doch wahrſcheinlich ganz
gut, daß dafür nicht bloß das polniſche und das deutſche
Volk, ſondern auch die Hohenzollern danken. Die Alldeut-
ſchen machen viel Lärm, aber ſie haben bei den“ Entſchei-
dungen außerordentlich wenig zu ſagen.
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Lanſings neuſte Enthüllung.
Man gewinnt allmählich den Eindruck, daß der geſamte

deutſche diplomatiſche Verkehr nach den ameri-
kaniſchen Kontinenten ſeit langer Zeit ſich nur unter
Kontrolle Wilſons und Lanſings vollzogen hat.
Schon als die Vereinigten Staaten noch ſcheinbar neutral
waren, müſſen ſie die deutſchen diplomatiſchen Depeſchen
ſämtlich angehalten und dechiffriert haben, und veröffent-

ormen an. Es heißt, daßzichtet, nehmen immer beſtimmtere F lichen nun bruchftückweiſe die Ergebniſſe ihres Diebſtahls.

ſchrieben iſt.

bringt.
Die neuſte Enthüllung iſt ein Bericht des deutſchen Ge

ſandten in Mexiko, der darum bittet, dem dortigen ſchwe-
diſchen Geſandten einen deutſchen Orden zu ver-
leihen, weil er ihm bei der Uebermittlung ſeiner Depeſchen
gefällig ſei. Dieſe neue Enthüllung der Entente wird zu
einer neuen Hetze gegen Schweden ausgenutzt. Jn Berlin
iſt der angebliche Bericht des deutſchen Geſandten in Meriko
nie eingetroffen, und Reuter meldet aus Meriko, daß Ge
ſandter von Eckardt beſtreite, ein ſolches Telegramm über-
haupt abgeſchickt zu haben. Es müßte in Amerika fabri-
ziert ſein.

Wie dem aber auch ſei: Daß Schweden deutſche diplo
matiſche Meldungen aus neutralen Ländern nach Berlin
vermittelt hat, iſt bekannt und zugegeben. Es hat in der
gleichen Weiſe auch amerikaniſche Meldungen durch das Ge
biet der Mittelmächte nach der Türkei weitergeleitet und
dafür ausdrücklich einen Dank von der Regierung der Ver
einigten Staaten erhalten. Was alſo Wilſon-Lanſing mit
ihrer neuſten Diebſtahlsbeute beweiſen wollen, iſt nach dem
bisherigen Material nicht zu erkennen.
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Der Arbeiter als Kriegshetzer.
Der Vertreter der Arbeiter im engliſchen Kriegskabi-

nett, Miniſter Barnes, hielt in Newceaſtle eine Rede, in
der er die Fortſetzung des Krieges bis zur
Vernichtung des preußiſchen Militarismus verlangte.

Alle vernünftigen Menſchen wünſchten den Frieden
aber es müſſe ein dauerhafter Friede ſein. Der
Friede werde nach der relativen Stärke der Parteien am
Ende des Krieges geſchloſſen werden. Man müſſſe deshalb
die ganze Energie darauf verwenden, das britiſche Reich zu
ſtärken. Die Peſſimiſten ſagen, England ſolle jetzt einen
Verſtändigungsfrieden ſchließen, weil es ſpäter doch keinen
beſſern erhalten werde. Aber England und ſeine Alliierten
hätten große Dinge verrichtet und verrichten ſie noch, und
Amerika habe erſt angefangen. Barnes drückte ſeine Genug
tuung darüber aus, daß ſich der Blackpooler Gewerkſchaft
kongreß geweigert habe, an der Stockholmer Konferenz teil
zunehmen. Die Arbeiterſchaft müſſe ihre Stimme und ihren
Einfluß bei der Feſtſetzung der Friedensbedingungen gel
tend machen, aber ſich erſt darüber klar werden, wie weit
ihre Wünſche mit denen der Arbeiter der alliierten Länder
übereinſtimmen.

Es ſei klar, daß Deutſchland vor dem Kriege Pläne
ſchmiedete, wie in den Jahren 1864 und 1870, wo es Streit
ſuchte, ehe es über ſeine Opfer herfiel. Er ſelbſt ſei vor drei
Jahren getäuſcht worden, als er glaubte, die wachſende
Demokratie werde die Wiederholung ſolcher Kriege
verhindern. Das Verhalten der Sozialdemokraten
im deutſchen Parlament habe bewieſen, daß man ſich auf
ſie nicht verlaſſen könne. England habe den Krieg

müſſe dafür ſorgen, daß er ſich nicht wiederhole. Die An
ſprüche Deutſchlands würden deshalb geringer werden, weil
ſeine Kräfte abnehmen und die der andern Partei zu
nehmen.

Ein Verſtändigungsfriede wäre eine Selbſttäuſchung.
Der erſte Schritt zum Frieden für Deutſchland ſei die Räu
mung Belgiens und die Vergütung des angerichteten
Schadens.
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So verblendet ſind dieſe offiziellen Arbeitervertreter,
daß ſie nicht ſehen können, welches Blutmeer noch fließen
muß, bevor ihr Kriegsziel erreicht iſt. Glücklicherweiſe iſt
die Weltgeſchichte nicht abhängig von der Einſicht oder dem
Willen der Arbeiter-Jingos in England.

v

Flandriſches Nachtbild.
Jn unſerm Hamburger Parteiblatt finden wir dieſe ſtim

mungsvolle Schilderung:
Tiefrot iſt die Sonne hinter den zackigen Trümmern Nieu

ports verſunken; und graugelb breitet ſich die weite, baumloſe
Grasſteppe nach Weſten vor meinem Auge aus. Wenn in dieſen,
ins Endloſe ſich verlierenden flandriſchen Steppen die Sonne kurz
vor dem Unterſinken ihr Licht flammend über die Landſchaft
wirft, kommt einem ſo recht zum Bewußtſein, daß man ſich auf
einem im Weltall frei ſchwebenden Himmelskörper befindet, der
Licht und Wärme von dem Rieſenfeuerball der Sonne erhält; ja,
man meint zu fühlen, wie die Erde, der Boden, auf dem man
ſteht, ſich im Univerſum fortbewegt. Dieſes lodernde Feuer, das
die ganze Landſchaft entzündet, dauert meiſt nur eine Weile.
Dann iſt es, als ob die Natur den Atem anhielte. Lautloſe Stille
überall; keine Tierſtimme iſt hörbar. Der Abendhimmel aber,
von phantaſtiſchen Wolkengebilden bedeckt, gleich einer golddurch-
glühten Perlmutterſchale.

Und dann iſt die Sonne vollends vrerſchwunden, und mit
ihrem Untergang ertönt hier und da das leiſe Kreiſchen einzelner
Wildenten vom nahen Waſſer, das meinen Stand umſpült. Ein
fühler Wind trägt ſein leiſes Geplätſcher und das Rauſchen des
Dünengraſes über den Damm fort, der die Vorpoſtenſtellung be-
grenzt. Dann erzittert plötzlich die mich umgebende Finſternis
und weicht zur Seite. Für einen Augenblick erſchließt ſich mei
nem Auge die Steppe links und rechts des ſilberglängenden
Fluſſes. Auf den Trümmerhaufen eines zerſchoſſenen Hauſes
zeichnet ſich das Schattenbild einer rippendürren Katze ſcharf ab.
Mit ſchneidenden hohen Klagetönen erfüllt ſie die Ruinen der
Farm; und drüben, nicht allzu fern, ungefähr auf Wurfweite, wo
der lauernde Feind hinter wohlgebauten Vorpoſtenſtellungen ver
vorgen liegt, ſpielt der Wind in den Bäumen. Jhre Wipfel leuch-
ten im Purpurſchein fallender Raketen. Ein unerklärbares, un
hörbares, geheimnisvolles Weben, das der Menſch empfindet, ohne
es beſchreiben zu können, liegt über dieſem Bild.

Und in dieſe Nachtſtille hinein dröhnt plötzlich unvermittelt
drohend, gewaltig das Krachen der Geſchütze; das blitzt und kracht
in einem fort, daß die Erde und alles auf ihr ſchmerzhaft zuckt
unter den gewaltigen Schlägen. Da ſchwankt der Himmelsraum
im Ziſchen, Berſten und Krachen der Geſchoſſe. Das geiſtige
Auge ſieht die gemarterte Erde zu Grabestiefen ſich öffnen.

Dann loht es wieder blutrot auf, als bewege ſich der hinter
fernen Wolkenbänken verſunkene Ball der Sonne dem Zenit zu
und vergolde den Saum der ſich auftürmenden Wolken. Dort
entzündete der Brand der Granaten die Reſte eines Gebäudes.
Blitzſchnell fahren Vogelſchwärme aufgeſchreckt durch den aufge
wühlten Luftraum. Jhr ängſtliches Geſchrei verſinkt im Strudel
des Getöſes, das die Geſchoſſe erzeugen. Der Schrei der Wild
ente iſt verſftummt. Aufgeſcheuchte Ratten huſchen den Graben
entlang. Ein gellender Schrei, langgezogenes Stöhnen, Stim-
mengewirr. Schnitter Tod iſt auf dem Pfade. Da fährt ziſchend,
ſprühend ein Leuchtkörper empor und beleuchtet das grauſige Bild
der Zerſtörung. Steine und Erdreich wirbeln bis zu den Wolken,
um, der Waſſerſäule gleich, ſchwer in ſich zu verſinken. Und auf
die Vernichtung und das Entſetzen der Nacht fenkt ſich betäubend
der Dunſtſchleier ſchwefelgelber Geſchoßgaſe.

Der Hagel der Geranaten läßt nach. Dumpfer und ent
fernter rollt ihr Echo; der harte Knall wird ſeltener, ferner, un
williger, weniger entſchloſſen. Schon leuchtet es ſilberig im
Oſten, und während im Weſten der letzte rötliche Schein erſtirbt,
tritt der Tag in ſeine Rechte. Jak. Oskar Börgartz.
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Wie's in Petersburg ausſieht.
Die folgende Darſtellung rührt her von einem aus Peters-

burg zurückgekehrten norwegiſchen Berichterſtatter. Sie iſt Ende
Auguſt geſchrieben worden, alſo vor dem Falle Rigas:

„Von der ſchrecklichen Notlage der Petersburger Be
völkerung kann ſich niemand auch nur eine kleine Vorſtellung
machen, der nicht ſelber den Monat Auguſt in der Stadt ver
bracht hat. Es iſt wohl der furchtbarſte Monat dieſes ereignis-
reichen und ſchweren Jahres. Jhre Hoffnung, daß mit dem Ende
der BolſchewikiBewegung, das durch das unnachſichtige Zugreifen
des Diktators Kerenſki herbeigeführt werden ſollte, eine Veſſe
rung in den unhaltbar gewordenen Zuſtänden eintreten würde,
hat ſich in keiner Weiſe erfüllt. Nicht die Anhänger Lenins waren
ſchuld an der Lage, wie ſich jetzt berausſtellte, ſondern die Bureau-
tratie und die Ohnmacht der Regierung. Zuerſt glaubte man,
daß die große unbeſchreibliche Not jedes einzelnen von der maß
leſen Uebervölkerung der Stadt komme. Als dann auf
Veſchluß der Regierung Zehntauſende von vermeintlichen Anz
hängern Lenins aus der Stadt fortgeſchafft waren, ſtellte es ſich
heraus, daß das Uebel nur verſchlimmert wurde. Die Teurung
nahm jetzt erſt recht zu. Es fehlt an Handarbeitern, an Dienſt
boten, es fehlt an allem, was das Leben in einer Großſtadt er
halten ſoll. Wir fragten: Mußte die Regierung dieſe Wirkung
ihrer Maßnahme nicht im voraus berechnen? Aber von ruſſiſcher
Seite wurde uns geantwortet: „Es gibt bei uns niemand, der
innerhalb der Regierung noch rechnen kann. Sie iſt kopf- und
hirnlos geworden. Kein Regierender denkt noch an
das Morgen, jeder ſieht nur zu, daß er mit dem Heute fertig
wird. Jede Vorausſicht fehlt, nirgends iſt ein Plan, ein Ueber-
blick über die Bedürfniſſe der Geſamtheit zu finden. Jeder denkt
nur an ſeine eigne Not und trachtet ſein liebes Leben aus der
Sündflut zu retten. Der Geiſt der Gemeinnützigkeit iſt ge
ſchwunden. Die Maſſe iſt der Verzwerflung nahe, in der Bürger
ſchaft hofft die eine Partei auf Kerenfki, die andre auf Kornilow.
Ohne dieſe letzte Hoffnung wäre der Untergang der Hauptſtadt

beſiegelt. JDie Reichen raffen unter Auéſetzung von fabelhaften Prä

a c ernrernne,

und Obſt an ſich, ſo daß die alten Vorräte Mitte Auguſt ſo gut
wie aufgezehrt waren. Man wartete vergeblich auf neue Zu
fuhren. Man hoffte und tröſtete ſich gegenſeitig, ſo gut es ging.
Aber die Eiſenbahnen brachten nichts und bringen noch immer
nichts herein. Jn den letzten Tagen des Auguſt war bei unſrer
Abreiſe eine wirkliche Hungersnot ausgebrochen, deren
Schrecken ſich jetzt mit jedem Tage vermehren müſſen. Denn ich
glaube nicht, daß Wirkſames gegen die Not der Petersburger in
zwiſchen getan werden konnte. Dazu ſind die Zuſtände auf den
Eiſenbahnen viel zu verrottet.

Tauſenden in Sicherheit zu bringen verſucht. Mit uns fuhren
viele Engländer, Amerikaner und Franzoſen aus der gefährdeten
Stadt fort.

Viele Gaſtwirtſchaften hatten ſchon vor Mitte Auguſt ge
ſchloſſen, weil es ihnen abſolut unmöglich wurde, Lebensmittel
zu erhalten. Das geſchäftliche Leben hielt ſich mit aller Mühe
aufrecht. Man glaubte in einer kleinen ruſſiſchen Provinzſtadt
zu ſein, wenn man am Nachmittag zwiſchen den Geſchäftshäuſern
des gewaltigen Newſki-Proſpekts dahinwandelte. Auf der
Straßenbahn zu fahren, iſt ein Wagnis. Glücklicherweiſe geht
die Straßenbahn nur noch auf ganz wenigen Linien. Viel
ärger ſteht es auf der Eiſenbahn. Hier befindet ſich alles im
Zuſtand vollkommener Verſumpfung. Nach welchem Fahrplan
noch einzelne Perſonenzüge verkehren, kann der Reiſende nicht
erfahren. Er muß glücklich ſoin, wenn er auf Umwegen durch
hohe Beſtechungsgelder zu einer Fahrkarte gelangt und oft tage-
lang auf die Abfahrt eines Zuges wartet.

Ganz und gar ſcheint der poſtaliſche Verkehr zu ruhen.
Telegramme brauchen Wochen, wenn ſie überhaupt befördert wer
den. Das Briefſchreiben gewöhnt man ſich in Rußland, ſchnell
ab. Jnfolge mangelnden Jntereſſes des Publikums hält man auch
das Hauptpoſtamt nur noch wenige Stunden offen, die kleineren
Poſtämter ſind in der Mehrzahl geſchloſſen worden. Ebenſo hal-
ten es die Banken und die größeren Firmen überhaupt. Jn-
folge der Verkehrskriſis ſind aber auch die Preiſe für alle Dinge
des täglichen Gebrauchs zu uncerſchwinglicher Höhe hinauf-
gegangen. So kann es unmöglich noch einen oder zwei Monate
weitergehen.“

Die franzöſiſche Kriſis.

Das neue Miniſterium Ribot iſt nicht zuſtande gekommen.
Die Sozialiſten haben dem Alten die Hilfe verweigert und der
bisherige Kriegsminiſter Painlevé will ohne die Sozialiſten
kein Miniſterium gebildet wiſſen.

Jn die Tiefen dieſer Kriſis leuchtet ein Klageruf des Se-
nators Humbert, der in ſeinem „Journal“ die Gefahren der
nächſten Zukunft wie folgt beleuchtet:

„Verhehlen wir uns ja nicht: Wir ſtehen am Vorabend von
ganz außerordentlich ernſten wirtſchaftlichen Schwie-
rigkeiten. Das Problem der Volksernährung und der
Verſorgung mit Rohſtoffen, das während des ganzen dritten
Kriegsjahrs mit wachſender Schärfe in die Erſcheinung trat, will
jetzt im Laufe des vierten Jahres noch weit verwickelter werden.
Peinliche Stunden ſtehen uns unmittelbar bevor.

Es nützt nichts: wir müſſen es dem Lande ſagen. Diefes
muß ſich mit patriotiſcher Geduld und Hingebung wappnen im
Angeſicht der immer währſcheinlicher werdenden neuen Prü-
fungen. Das Volk muß ſchon jetzt in feſter Entſchloſſenhbeit
die wahren Heilmittel ins Auge faſſen, mit denen ſich die Kriſis
mildern und beſeitigen ließe.

Die Lage unſrer Landwirtſchaft iſt kritiſch. Denn die
Getreideernte wird in dieſem Sommer noch unergie-
biger als im Vorjahr ausgefallen ſein. Kann das überraſchen?
Es fehlte an Arbeitskräften. Der Boden, der ſchon ſchlecht unter
halten war, iſt noch viel ertragloſer geworden. Dazu kamen die
Witterungsunbilden in dieſem Sommer. Auch neuerdings haben
wiederum furchtbare Unwetter gewütet. Die Kartoffel-
ernte ſchien zwar guten Ertrag zu verſprechen, aber nun iſt die
Gefahr groß, daß ſie durch die ſchweren Regengüſſe neuerdings
beeinträchtigt wird. Zu allem Unheil brauchen wir auch noch
Kartoffeln als Zuſatz zum Brote. Die Weinernte, die
ſeit Menſchengedenken unſern nationalen Reichtum darſtellte, iſt
beſonders ſchwer geſchädigt worden, ſo daß die wackern Bewohner
unſers Südens bereits höchſt beunruhigende Alarmrufe ausge
ſtoßen haben.

Doch wie ſteht es mit der Einfuhr von Lebens-
mitteln? Leider haben wir da ſchon ein bißchen zuviel ge
fordert. Frankreich kann ſich doch nicht in unbegrenzte Schulden-
laſten ſtürzen. Die Transport mittel nehmen reißend ab,

während unſre Bedürfniſſe ſteigen. Jn der ganzen Welt laſſen
die Lebensmittelvorräte nach. Bereiten wir uns alſo auf das
Unvermeidliche vor. Jetzt haben wir die Folgen der Voraus-
ſichtsloſigkeit der Regierung zu tragen. Vor einem Jahre glaubte
man, mit Einſchränkungen über einen ſchwierigen Augenblick hin
wegzukommen. Aber für die Zukunft hat man keine Vorſorge ge
troffen, und nun wird dieſe vernachläſſigte Zukunft zur ſchmerz-
lichen Gegenwart. Schon hat die Teurung eine beunruhigende
Höhe erreicht. Selbſt wenn der Krieg in wenigen Monaten zu
Ende ginge, wird die wirtſchaftliche Gefahr im nächſten Jahre
noch drohender ſein.“
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Raus!
Jm alten Jndien, ſo leſen wir im Pariſer „Radical“, waren

die Jndividuen durch Kaſten voneinander getrennt, im Rußland
Peters des Großen durch den Tſchin, im royaliſtiſchen Frankreich
durch das Adelsprädikat „von“. Jm republikaniſchen Frankreich
ſind die Bürger nach Eifenbahnklaſſen eingeteilt, die ebenſo ſtarr
ſind wie die Hindukaſten oder der Tſchin.

Sonntag befand ich mich in einem jener kleinen häßlichen
überfüllten Züge, die theoretiſch die Verbindung zwiſchen der Vor
ſtadt und Paris ſichern ſollen. Die dritte Klaſſe war überfüllt.
So ſtieg ich in die erſte ein. Jm Abteil ſaß vereits ein General
mit ſeiner Generalin und einem Hunde, der ſich auf dem Polſter
breit machte. Atemlos ſtieg ein Reiſender ein, ein zweiter, ein
dritter. Und das Abteil wäre voll geweſen, wenn nicht das

wien die Vorräte an Mehl, Reis, Kaffee, Tee, Fleiſch, Gemüſe Hündchen der Generalin zwei Plätze eingenommen hätte

Die Wohlhabenden haben ſich zu

Ein Pfeifen: der Zug fährt ab.
Wieder öffnete ſich die Tür. Ein Poiln war's, mit ge

bräuntem Geſicht, verbeultem Helm, ein echter Poilu, der rei
Kriegsjahre hinter ſich hatte.

„Hallo mein Freund, ſagte der General trocken, wobin?“
„Nach Paris, Herr General, um wieder zur Front zu

fahren.“
„Das frage ich Sie nicht.

Abteil ein?“
„Weil nirgends mehr Platz iſt, Herr General.“
„Wiſſen Sie denn nicht, daß es einem Gemeinen ſtreng

verboten iſt, in die erſte Klaſſe zu ſteigen, ſelbſt wenn er ſeinen

Warum ſteigen Sie in dieſes

Platz bezahlt? Kennen Sie die Vorſchriften nicht? Raus mit
Jhnen.“

Raus mit Jhnen, ſagte auch die Generalin. Wau, wau
wau, ſagte ihr Hund, der zwei Plätze einnahm.

Notizen.
Luxburg abgeſchoben. Der argentiniſche Geſandte hat in

Berlin am Sonnabend eine Note überreicht, wonach dem deutſchen
Geſandten von Luxburg die Päſſe zugeſtellt worden ſeien, weil er

nicht mehr als Geſandter „angenehm“ wäre. Die „Enthüllung“
der Luxburg- Telegramme iſt ſchon ſeit faſt 14 Tagen in Berlin
geweſen. Trotzdem hat die deutſche Regierung dieſe Zeit ver-
ſtreichen laſſen, ohne Luxburg abzuberufen. Er mußte erſt ab
geſchoben werden, um das „Anſehen“ Deutſchlands in der
Welt weiter zu ſteigern.

Keine Kohlen für Holland. Offiziell wird aus dem Haag
mitgeteilt: Seit Auguſt waren bekanntlich Unterhandlungen mit
Deutſchland im Gange, um die bis Auguſt monatlich geliefer-
ten 350 000 Tons weiterhin zu erhalten. Bisher war das
Ergebnis der Verhandlungen nicht befriedigend, vor allen
Dingen, weil die deutſchen Forderungen zugunſten eines monat-
lichen Kredits viel Schwierigkeiten machten. Jm Auguſt kamen
aus Deutſchland und Belgien nach Holland nicht mehr als 120 000
Tonnen Kohlen, ſeit dem 10. September iſt die Hohlenzu-
fuhr, wenn auch nur vorläufig, ſtill gelegt. Nach
langen Unterhandlungen iſt am 10. September von Engel.a nd
ein Angebot zur monatlichen Lieferung von 100000 bis
200 000 Tonnen gemacht worden. Dieſer Vorſchlag umfaßt
gleichzeitig Beſtimmungen über die Ueberſeefabrt und nabe Fahrt
zwiſchen England und Holland, nach dem ebenſoviel holländiſche
Bruttotonnen der belgiſchen Unterſtützungskommifſion zugeftan
den werden müſſen, als für die Kohlenzufuhr nötig ift. Das gut
informierte „Vaderland“ teilt mit, daß die Kohlenzufuhr aus
Deutſchland nach Holland tatſächlich ſtillſteht, aber Unter ha wd
lungen mit der deutſchen Regierung über ihre Wiederaufnahme
geführt werden.

Nachträglich wird gemeldet, daß die Kohlenansfrhr aus
Deutſchland nach Holland wieder aufgenommen wurde.
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Das angebliche engliſche Friedensangebot. Reuter meldet
„Daily Telegraph“ iſt amtlich ermächtigt zu erklären, daß das in der
„Deutſchen Zeitung und andern deutſchen Blättern verzeichnete Gerüch!,
Großbritannien habe Deutſchland Friedensvorſchläge
gemacht, jeder leiſeſten Begründung entbehre.

Die Franzoſen interpellieren. Die Pariſer„Humanité“ meldet Die Sozialiſten werden die Regi a
ſofort nach Zuſammentritt der Kammer über die Stock
holmer Paßfrage und um den neuen Winterßeld-
zug interpellieren. T

Energiſches Vorgehen gegen Wucherer. Blättermeldungenufolge eanke die Steadenwalſcheft in Eſſen wegen nmnerlaubter

reisſteigerung, alſo Wuchers, die Beſchlagnahme der geſamten Waren
beſtände der Firma Schulte-Fiſchedick in Bottrop an. Würde
gegen Preistreiber und Wucherer überall und ſchon immer ſo wie hier
a mgen ſein, wir hätten beſſere Zuſtände auf dem Waremarkt als

e.

Bomben auf Kolmar.
W. T. B. Großes Hauptquartier, 17. September

(Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.
Gute Sicht begünſtigte die Entfaltung lebhafter Fenertütig-

Jn Flandern ſteigerte ſich der Artilleriekampf an der
Küſte und in einzelnen Abſchnitten zwiſchen Houthoutſter Wald
und Lys mehrmals zu heftigſtem Trommelfener. Eng-
ſiſche Jnfanteriegngriffe erfolgten nicht; es kam lediglich zu ört
lichen Vorfeldgefechten, bei denen Gefangene in unſrer Hand
blieben.

Nordöſtlich von Arras ſtießen nachts ſtarke Erkundungs
abteilungen der Engländer vor, an einigen Stellen auch bis in
unſre Linien, von wo ſchneller Gegenſtoß den Feind vertriehb.

Auch bei St. -Quentin bereiteten die Gegner mit Feuer
überfällen Vorſtöße ihrer Aufklärer vor, die überall zurückgewor
fen wurden.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz
Längs der Aisne, vornehmlich nordöſtlich von Soiſſons,

ferner in der Champagne und vor Verdun, fchwoll die
Kampftätigkeit der Artillerien zu ſtarker Wirkung an. Jn mehre-
ren Erkundungsgefechten büßten die Franzoſen Gefangene ein.

Aus feindlichen Fliegergeſchwadern, die geſtern Kolmar
zweimal angriffen, wurden zwei Flugzeuge durch eine
unſrer Jagdſtaffeln abgeſchoſſen.

Außerdem verloren die Gegner ſechzehn Flugzenge.
Oberleutnant Berthold brachte am 15. September zwei

feindliche Flieger, Oberlentnant Schleich in den beiden letzten
Tagen drei Gegner im Luftkampf zum Abſturz.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Keine weſentlichen Ereigniſſe.

Mazedoniſche yront:
Die Lage iſt unverändert.

Der Erſte Generalquartiermeiſter

1917.

keit.

Ludendorff.



Aus der Parteibewegung.
Zurückweiſung einer niedrigen Verleumdung.

Jn der Pirnaer „Volksgeitung“ gräbt H. Fleißzner, um ſei-
nem Haſſe gegen die ſozialdemokratiſche Partei zu frönen, einen
Vorgaug aus dem Jahre 1894 aus. Das genannte Blatt der
„Unabkhängigen“ ſpricht von einer gemeinen, vetrügeriſchen Fäl-
ſchung, die der frühere Geſchäftsführer der „Dresdner Volks
zeitung“, Wallfiſch, um ſich 300 Mark widerrechtlich anzueignen,

damals begangen haben ſoll. Dabei wird Genoſſe Dr. Georg
Gradnauer beſchuldigt in Gemeinſchaft mit der damaligen Zei-
ungskommiſſion der „Sächſ. Arveiterztg.“ die Fälſchung abſichtlich
vertuſcht, die Parteigenoſſen irregeführt zu haben. Demgegen-
über ſtellt Genoſſe Gradnauer in der „Dresdner Volkszeitung“
feſt, daß es ſich damals nicht um eine Fälſchung zum Zwecke der
Bereicherung, ſondern um ein unſtatthaftes Geſchäftsgebaren
handelte. Eine Schädigung des Parteigeſchäfts auch nur um

Pfennig ſei damals von niemand feſtgeſtellt oder auch nur be-
hauptet worden. Die Zeitungskommiſſion habe der in Frage
ſtehenden Vorgang ſo milde beurteilt, daß ſie nicht nur W.s Ent-
fernung von ſeinem Poſten nicht für erforderlich bhielt, vielmehr

mit ſämtlichen Stimmen gegen eine Stimme den Beſchluß
faßte, an W., der ſelbſt ſeine Kündigung eingereicht hatte, die
Aufforderung zu richten, in ſeiner Stellung zu verbleiben. Ge
t ſſe Gradnauer ſchließt ſeine Erklärung wie folgt: „Es kenn
zeichnet die Skrupelloſjgkeit, zu der ſich H. Fleißner entwickelt
hat, daß er ſich nicht ſcheut, alle dieſe einwandfreien Partei-
zenoſſen, zum Teil noch ins Grab hinein, aufs leichtfertigſte zu
beſchimpfen. Eine fo ſchmutzige Kampfesweiſe mir in den
Jahrzehnten meiner politiſchen Betätigung ſelbſt von den heftig-
ſten Gegnern nicht zuteil geworden das klieb einem Führer der
Unabbängigen gegen ſeine frühern Parteifreunde vorbehalten.
Der Mann richtet ſich damit ſelbſt.“

iſt

Das alte Lied. Das Berliner rabhängigen ſchlägt noch immer den Gedanken einer Wiederve
einigung der Partei tot, obwohl ihn niemand mit ſonderlichem
Eifer befürwortet hat. Unter einer Flut von Schimpfwörtern
gegen die Sozialdemokratie, beſonders gegen die „urkomiſche Zulu-
kaffernrede des großen Tribunen Scheidemann“. die „nichts als
Parodie und Karikatur, Hohn und Spott auf den Sozialismas,
nichte als rückſichtsloſe Zertrümmerung der ſozialiſtiſchen Grund-
fätze“ geweſen ſei, wird auseinandergeſetzt, daß die Sozialdemo-
tratie nur ein Zerrbild des Sozialismus ſei, vor deſſen Anblick
jeder Sozialiſt das Grauen bekäme. Eine Verſtändigung mit den
„Regierungsſozialiſten“ ſei daher gänzlich unmöglich. „Von einer
Verſöhnung mit den Vaſallen der Regierung kann nicht im eni-
fernteſten die Rede ſein. Bisher hat der abhängige Sozialismus
nur eine Niederlage auf die andre gehabt; er würde aber ſeine
erſten großen Siege und Triumphe feiern können, wenn die Oppo-
ſition an dieſen politiſchen Abenteurern eine Rettung vernehmen
würde.“

Aus dem Eifer, mit dem die Unabhängigen noch immer den
Einigungsgedanken totſchlagen, könnte man vielleicht folgern, daß

„Mitteilungeblatt“ der Un-

eine ziemlich ſtarke Strömung bei ihnen die Zerſplitterung der
Arbeiterbewegung nur widerwillig mitmacht.

Die Zumutung der Leipziger Unabhängigen, daß in gemein-
ſamen Ausſchüſſen der Partei, des Gewerkſchaftskartells und der
Genoſſenſchaften nur Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemo-
tratie ſitzen dürften, wird vom „Korreſpondenzblatt der General-
tommiſſion folgendermaßen abgetan: „Die Gewerkſchaften können
und werden ſich von niemand vorſchreiben laſſen. wen ſie mit
ihrer Vertretung in derartigen Ausſchüſſen betrauen wollen. Das
iſt eine rein gewerkſchaftliche Angelegenheit. Zudem widerſpricht
es den Statuten aller der Generalkommiſſion angeſchloſſenen
Verbände, von ihren Mitgliedern die Zugehörigkeit zu einer be-
ſtintmten politiſchen Partei zu verlangen. An dieſer parteipoli-
tiſchen Neutralität den einzelnen Mitgliedern gegenüber feſtzu-
halten, iſt bei der heutigen Parteizerſplitterung mehr denn je
notwendig. Die Herren „Unavbbängigen“ werden alſo entweder
auf die Durchführung ihres Beſchluſſes oder auf das Zuſammen-
wirken mit Gewerkfſchaftevertretern in ſolchen Ausſchüſſen ſchließ-
lich verzichten müſſen

Gengſſe Bauer (Wien) aus der Gefangenſchaft zurück. Die
Wiener „Arbeiterzeitung“ kann den Parteigenoſſen die freudige

Halie, Leipziger Strasse
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Mitteilung machen, daß Genoſſe Dr. Otto Bauer, der Ende 1914
in ruſſiſche Kriegsgefangenſchaſt geriet, nach Oeſterreich zurück
kehrt. Er iſt als Austauſchgefangener bereits in Brüx angelangt
und dürfte nächſte Woche in Wien eintreffen.
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Sozialdemokratiſche Stadträte in Holland. Jn Holland

haben die erforderlichen Neuwahlen in die Verwaltung der Stadt-
und Landgemeinden am erſten Dienstag im September ſtattzu-
finden. Bei den diesmaligen Wahlen wurden zum erſten mal
Sozialdemokraten zu Stadträten gewählt: in Haag, in Dordrecht,
Schiedam, Zwolle und Franeker. Wiederwahl erfolgte in
Amſterdam (2 Sitze), Zaandam, Aengwieden und Schoterland.
Jn Schoten ging der innegehabte Sitz verloren, weil infolge Par-
teizwiſt die Zahl der Gemeindevertreter auf 3 geſunken war. Jn
Groningen lehnten die Genoſſen es ab, einen Kandidaten zu
präſentieren. Bemerkt ſei, daß mit Ausnahme von Zaandam,
wo die Genoſſen die Mehrheit im Gemeindeparlament haben, die
Wahl der ſozialdemokratiſchen Stadträte nur im Wege des Ent-
gegenkommens der bürgerlichen Parteien möglich war. Jn
Amſterdam wurde Wibaut mit 41 (von 44), Vliegen mit 30 Stim-
men wiedergewählt.
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Kleine Chronik.
Gefängnis für einen Bürgermeiſter.

Der frühere Bürgermeiſter Rudolf Mayer in Lieberoſe hakte
ſich vor der Potsdamer Strafkammer zu verantworten. Der
Angeklagte hat ſeit 1916 fortgeſetzt von Beamten pflichtwidrig Ge-
ſchenke angenommen, in einem Falle von einer ruſſiſchen Freifrau
von Guttenberg 100 Mark. Sieben weitere Handlungen wurden
nicht als pflichtwidrig angeſehen. Die Strafkammer erkannte
gegen ihn auf ein Jahr Gefän n i s. Während der Dauer
der Verhandlung war die Oefſentlichkeit ausgeſchloſſen.

Schwindeleien mit Eiſenbahnfahrkarten.
Die Frankfurker Kriminalpoligei hat in Verbindung

mit den Polizeibehörden von Hamburg und Worms eine
großen Fahrkartenbetrug aufgedeckt. Jn Hamburg wurden bei
zwei Perſonen Hunderte von entwerteten und neuen Eiſenbahn
fahrkarten, außerdem Handdruckpreſſen ſowie Apparate
vorgefunden, mit denen die neuen Karten den Gültigkeitsſtempel
erhalten ſollten. Durch einen Frankfurter Baknſteigſchaffner be
ſorgten ſich die in Hamburg ermittelten Fälſcher entwertete Eiſen
bahnfahrkarten, auf die ſie ſich für angeblich nicht abgefahrene
Strecken das Geld zurückerſtatten ließen. Die weiteren Spuren
führten nach Worms. Hier ſtellte die Polizei zwei inzwiſchen
auch verhaftete Händler feſt, die zuſammen mit den Hamburger
Betrügern einen großen Schwindel mit Nachnahmebeträgen auf
in Frankfurt, Hamburg und andern Städten aufgegebene wert
loſe Güter vorbereitet hatten. 40 zur Abſendung bereitgeſtelle
Kiſten wurden in Worms beſchlagnahmt

Verhaftung eines Raubmörders.
Bei Mähriſch- Oſtrau wurde der Raubmörder Weſer,

auf den feit mehreren Tagen Jagd gemacht wurde, verhaftet. Er
wurde nach Mähriſch- Oſtrau eingeliefert. Weſer hatte bekanntlich
den Notar Jonas in Mähriſch- Oſtrau ermordet und beraubt. Auf
ſeiner Flucht wurde er von zwei Poliziſten verfolgt, die er nieder
ſchoß. Einen Gendarmen, der die Verfolgung gleichfalls aufnahm,
ſtreckte er durch einen Revolverſchuß nieder. Am nächſten Tage
wurde er von einer Militärpatrouille ermittelt. Der Verbrecher,
der ſich plötzlich verwundet ſtellte, ließ den Oberleutnant heran
kommen und verletzte ihn ſodann durch einen Schuß in das Bein
ſchwer. Der Getroffene ſtarb an der erlittenen Verletzung.

Verbotene Notgeldſcheine.

Die Stadt Niederlahnſtein hat in humorvoller Weiſe
auf ihren Notgeldſcheinen einen Schinken, eine Rübe und
andre leckere Sachen aufdrucken laſſen und das Ganze mit dem
ſinnreichen Spruch „So leben wir alle Tage“ umrahmen
laſſen. Nun iſt, wie uns aus Bad Homburg geſchrieben wird, der
Stadt der Vertrieb dieſer Notgeldſcheine unterſagt worden. Das
Verbot wurde erlaſſen, weil mit Notgeld kein Geſchäft gemacht
werden ſoll, ſondern es ſoll einzig und allein dem Zwecke dienen,
den Kleingeldmangel zu beheben. Ob die Fünfpfennigſtücke des
Bezirksamts Waſſerburg in Bayern vom ſelben Geſchick ereill
werden? Sie tragen den Spruch: „Aus-, Durch- und
Maulhalten.“

Literariſches.
Gemeindepolitik nach dem Kriege. Der Landtagsabgeordnete

Paul Hirſch beſchäftigt ſich in einem ſoeben erſchienenen Buche
„Aufgaben der deutſchen Gemeindepolitik nach dem Kriege“ Ver-
lag für Sozialwiſſenſchaft G. m. b. H., Berlin SW 68, broſchiert
1,.50 Mark, gebunden 2 Mark) mit äußerſt wichtigen uns gktuellen
Problemen. Der Verfaſſer wendet ſich in erſter Linie an die in
der Gemeindeverwaltung und der Gemeindevertretung tätigen
Männer und Frauen, denen er, geſtützt auf ein reichhaltiges Ma-
terial, die Wege zeigt, die in Zukunft gegangen werden miſfe
wenn anders die deutſchen Gemeinden den Auſgaben gerecht wa
den ſollen, die ihrer Löſung durch ſie nach dem Kriege harren.
Er zeigt, wo in der Geſetzgebung der Hebel anzuſetzen iſt, um den
Gemeinden die Stellung einzuräumen, auf die ſie Kuf Grund
ihrer Leiſtungen während des Krieges Anſpruch haben, welcher
Aenderungen es bedarf, um den Gemeinden die Möglichkeit eine
freien Bekätigung auf allen Gebieten zu gewäbrleiſten und wos
die Gemeinden ihrerſeits zu tun haben, um als freie, durch ver
altete ſtaatliche Geſetze und bureaukratiſche Eingriffe nicht ge
hemmte Selbſtverwaltungskörper ihre ſozialen Pflichten zu
erfüllen.

Glebente Kriegsanleihe

5'/- Deutſche Reichsanleihe un

4',, Deutſche Reichsſchaßanweiſungen
auslosbar mit 110 bis 120 ſowie auf unſre

9' Aeihe-Antellſcheine
(1, 2, 5, 10, 20, 50 Mart) werden in der Hauptſtelle, Rathausſtraße 5, und den Zweig
ſtellen Große Brunnenſtraße 3a und Landwehrſtraße 25 von

Mittwoch den 19. September bis Donnerstag den 18. Oltober d. d.

De mittags 1 Ahr
werktäglich von s bis 1 Uhr und 3 bis 5 Uhr koſtenfrei entgegengenommen.

Auf Einhaltung einer Kündigungsfriſt für Spareinlagen, welche auf Kriegsanleihe
oder Anteilſcheine bei der Sparkaſſe gezeichnet werden, wird verzichtet. in
Linie bei der Hauptſtelle zu zeichnen, auch das Sparbuch zur Eintragung der Kündigung

Wir bitten in erſter

der Vorſtand der 6parkaſſe der 6tadt Halle.

un
Schürzen. weib,

schwarz, bunt in
jeder Ausführung

Stadt- Theater. od. Steinstr.

ſchwere gute Ausführung, alle
Größen wieder vorrätig

C. F. Rittor
90 Leipriger straseo 90

Mittwoch den 19. September 1917

Anfang 7 Uhr Ende 10 UhrLa Serva Padrona
komiſche Oper von Pergoleſi.

Hierauf: Der zerbrochene Krug.
Luſtſpiel von Kleiſt.

Donnerstag den 20. September9. 8201--8300 12 101 200 5 Prozent RabaltSparmarkenMoral

von 33 bis 48 vorrätig
0. Blankengtein

Leipziger Str. 7

S Preiswerte Damen Koneſcion.

Schöne Damen Jacketts und Mäntel 7.85 bis 241
8 Mk. Elegante Koſtüme 38 bis 128 Mk. u
n Jmprägnierte Mäntel 29.75 bis 78 Mk.
Schwarze Seiden Jacketts und Mäntel 19.75
bis 85 Mk. Covercoat Paletots 39.75 bis
88 Mk. Koſtümröcke aus gemuſterten Stoffen,
Samt, Taft, leicht. Sommerſtoffen 7.85 b. 42 Mk.

Kaufhan H. Elkan, lege Srafe H.
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wieder arbeitsfähig und trägt es ihm durchaus nicht nach.“

Nr. 94.
Halle und Saalkreis.

Halle, 18. September 1917.

Der Kartoffelbezug von Anſtalten. Zur Ergänzung der
Bekanntmachung des Magiſtrats über die Winterkartoffelverſorgung wird
bekanntgegeben, daß Krankenhäuſer, Lazarette uſw. ihren Bedarf an
Kartoffeln während der Winterperiode 1917/18 entweder aus ſtädtiſchen
Vorräten wie bisher weiter beziehen oder ihren Geſamtbedarf auf ein
mal beziehen und einlagern können. Jm letzteren Falle haben ſie die
Anmeldeſcheine zum Bezug von Winterkartoffeln, die in den Marken-
Ausgabeſtellen entnommen werden können, deutlich ausgefüllt dem
StadtErnährungsamt, Abteilung II, bis Donnerstag den 20. September
einzureichen. Bei der Anmeldung des Bedarfs darf für jede Perſon
1 Zentner beſtellt werden.

Der Verkauf von Räucherfiſchen iſt vom Magiſtrat fol
gendermaßen geregelt worden Der Verkauf erſolgt in den einſchlägigen
Geſchäften, die durch Plakate erſichtlich gemacht ſind, ſofort nach Ein-
treffen der Ware. Für jede Perſon kann zirka Pfund Räucher
ſiſche abgegeben werden. Die Vetkäufer haben den Buchſtaben „F“
(Fiſche), das entnommene Gewicht und das Datum unter Rubrik „E
des Lebensmittelſcheins mit Tinte oder angefeuchtetem Tintenſtift ein
zutragen und den Abſchnitt /98 des Warenbezugsſcheins X abzutrennen.
Perſonen, an deren Schein ſich der Abſchnitt 98 nicht mehr befindet,
dürfen keine Räucherfiſche erhälten. Die feſtgeſetzten Verkaufspreiſe
müſſen in den Geſchäften deutlich ſichtbar angebracht ſein.

Beim Verkafff von Schokolade für Jugendliche kommen
jetzt auch Tafeln im Gewicht von 125 Gramm zur Abgabe. Der Preis
dieſer Taſeln ſtellt ſich auf 1,40 Mark.

Eine Juckerſtelle für die Provinz Sachſen iſt am
15. September in Magdeburg errichtet worden. ie Verſorgungsreg-
lung tritt mit dem 1. November in Kraft.

Aufnahmen über den Milchverbrauch. Alle Unternehmer
und Leiter ſolcher Betriebe, in denen Milch erzeugt wird, ferner alle
Perſonen, die Milch im Handel oder gemeinnützig abgeben, werden
aufgefordert, bis Freitag den 21. September anzugeben, wieviel Milch
ſie an den einzelnen Tagen vom 10. bis 16. September an Verbraucher
abgegeben haben, ferner wieviel Milch ſie an dieſen Tagen bezogen
haben und von wem. Für die Anmeldungen werden im StadtErnäh-
rungsamt Marktplatz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben. Zugleich
damit haben die Milchabgeber anzugeben, wie viele Kunden bei ihnen
angemeldet ſikd, wie groß die Milchmenge iſt, die an die Kunden ab
geliefert werden ſoll. und welche Mengen tatſächlich an die Kunden
geliefert worden ſind. Alle dieſe Angaben ſind getrennt für Jnhaber
von Vollmilchkarten und Gelegenheitskarten zu machen.

Die Schonzeit für Rehkälber, wilde Truthähne und Trut-
hennen iſt für den Umfang des Regierungsbezirks Merſeburg auf das
ganze Jahr 1917 ausgedehnt worden.

Uebergang zur Winterzeit. Von der großen Oeffent
lichkeit faſt unbemerkt, hat ſich am Montag früh der Uebergang zur
Winterzeit vollzogen. Die meiſten mochten die Stunde, die ſie in ihrem
Leben zweimal durchleben durften. verſchlafen haben, denn der Ueber
gang vollzog ſich um 3 Uhr morgens, als da die Uhren um eine
Stunde zurückgeſtellt werden ſollten. Aber wohl nur wenige werden
genau dieſe Stunde gewählt haben, um ihre Uhren zu ſtellen. Manche
öffentliche Uhren, ſoweit ſie überhaupt noch die richtige Zeit anzeigen,
waren ſchon am Sonntag nach der neuen Winterzeit geſtellt worden.
Jedenfalls hat man am Montag allgemein eine Stunde länger geſchlafen
und viele werden erſt am Abend, als die Dunkelheit zeitiger hereinbrach,
erkannt haben, daß nun ernſtlich die winterliche Zeit naht.

Höchſtpreisüberſchreitungen. Die Händlerin Marie Schmidt
aus Halle, Neue Promenade 5, und der Kaufmann und Prokuriſt Fritz
Klopfleiſch in Halle, Große Brauhausſtraße 6. ſind durch Urteil des
Schöffengerichts und Strafbefehl des Amtsgerichis wegen Höchſtpreis-
uberſchreitung zu einer Geldſtrafe von 10 Mark oder 2 Tagen Ge
fſangnis und zu 20 Mark oder 4 Tagen Gefängnis koſtenpflichtig ver
urteilt worden. Gegen die Wirtſchaftsgehilfin Frieda Pfeiffer in
Halle, Sternſtraße iſt durch Strafbefehl des Amtsgerichts wegen
Ueberſchreitung des Höchſtpreiſes für Kirſchen eine Geldſtrafe von 15 Mark
oder 3 Tage Gefängnis feſtgeſetzt worden.

Im Berufungsverfahren verurteilt. Die Kriminalpolizei
on Halle war darauf aufmerkſam gemacht worden, daß die unter
ittenpolizeilicher Kontrolle ſtehende Frau des Mauerpoliers Willi
Kupper in Halle des öftern Hühnerfleiſch aß. Da kurz vorher in
Landsberg zwölf Hühner geſtohlen worden waren und man dabei

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W. W. Jacobs.

(4. Fortſetzung. Nachdruck verboten.)

„Das verlange ich durchaus nicht zu wiſſen, Madam,“
unterbrach der Kapitän die alte Dame höflich.

„Es würde keinen Zweck haben, wegen meines Vaters
zu annoncieren,“ ſagte das junge Mädchen mit ihrer klaren
Stimme, „weil er weder leſen noch ſchreiben kann. Er iſt
ein ſehr jähzorniger, hitziger Mann und vor fünf Jahren
ſchlug er einen Mann nieder und dachte, er hätte ihn getötet.
Seitdem haben wir nichts von ihm gehört oder geſehen.“

„Er muß ein kräftiger Menſch geweſen ſein,“ warf der
Kapitän ein.

„Er hatte etwas in ſeiner Hand,“, ſagte das junge
Mädchen, ſich tief über ihre Arbeit beugend, „Aber er ver
letzte ihn nicht ſchwer. Der Mann war zwei Tage ſpäter

„Er kann irgendwo ſein,“ meinte der Kapitän nach-
denklich.

„Er iſt ſicherlich irgendwo, wo Schiffe ſind,“ ſagte die
alte Dame, „deſſen bin ich ſicher. Denn, wiſſen Sie, er war
ſelbſt jahrelang Kapitän eines Schiffes, und einerſeits
könnte er nicht ohne das Waſſer leben und anderſeits iſt es
der einzige Weg für ihn, ſich ſeinen Lebensunterhalt zu er

werben armer Mann wenn er nicht wieder zur See ge
gangen iſt, was ich kaum glaube.“ S

„Wohl Küſtenſchiffer?“ fragte der Kapitän, den Blick
auf zwei oder drei kleine Fahrzeuge gerichtet, die in Oel

um die Wände ſegelten. e tiſe“ ſagDi nickte. „Das waren ſein Schiffe,“ ſagteſie, waren Wine feigen „aber die Maler konnten es ihm

nie mit den Wolken recht machen. Jch glaube nicht, daß es
in ganz Deutſchland einen Menſchen gibt, der ſchwerer mit
Volken zu befriedigen war, als er es war.

e S e G e e r F RBeilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 18. September 1917. 1. Jahrgang.

einen von Halle kommenden und nach Halle wieder zurückfahren-
den Mann geſehen hatte, wurde eine Hausſuchung vorgenommen.
Dabei fand man denn auch in einen unter dem VBette ſtehenden
Koffer verdächtige Blutſpuren und Hühnerfedern. Hierauf wurde
der Ehemann in Verbindung mit dem Landsberger Diebſtahl vor
dem Schöffengericht der Hehlerei angeklagt. Er gab an, daß die
Blutſpuren von beim Frettieren gefangenen wilden Kaninchen
und die Hühnerfedern aus ſeinem Bette herrührten. Das
Schöffengericht ſchenkte auch ſeien Angaben Glauben und ſprach
ihn frei. Der Amtsanwalt legte jedoch gegen dieſen Freiſpruch
Berufung ein, und nun ſtand der Fall erneut vor der Straf-
kammer zur Verhandlung. Die durch den Gerichtsarzt Dr. Schulz
inzwiſchen vorgenommene Unterſuchung der verdächtigen Blut-
ſpuren hat unzweifelhaft ergeben, daß das Blut nicht Kaninchen-,
ſondern Vogelblut war. Der Staalsanwalt hielt dadurch die
Schuld des Angeklagten für erwieſen und beantragte gegen ihn,
der ſchon wegen verſchiedener Vergehen vorbeſtraft war, 6 Monate
Gefängnis. Das Gericht verurteilte ihn zu 2 Monaten Ge-
fängnis.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Obſt. Mittwoch vormittag 8 bis 12 Uhr Nr. 17501 bis 23500,

nachm. 2 bis 6 Uhr 23501 bis 31500. Abgegeben werden
2 Pfund.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
La Serva Padrona. Komiſche Oper von G. B. Pergoleſi.
Hierauf: Der zerbrochene Krug. Luſtſpiel von H. v. Kleiſt.
So wenig Geſchmack man auch geflickten Abendprogrammen beim
niodernen Theater abgewinnen kann, und ſo merkwürdig auch die
Verbindung Oper- Schauſpiel an einem Abend anmutete, man
fühlte ſich doch angenehm enttäuſcht, als dieſe beiden Sachen ab-
rollten. Das Operchen zunächſt ſtammt aus der älteſten Muſik
literatur (von 1733!) und war eigentlich nur als Einlage bei
großen Opern gedacht, wie ſchon die Direktion in einer Vornotiz
angab, hat ſich aber doch als ſelbſtändiges Werkchen bis auf den
heutigen Tag erhalten. Das Hauptverdienſt daran kommt der
außerordentlich feingewobenen, ebenſo originellen wie graziöſen
Muſik zu, die äußerſt glücklich italieniſches Temperament mit
italieniſchem Empfinden für muſikaliſchen Wohlklang verbindet.
Natürlich iſt ſie lediglich begleitend und arbeitet ſtark mit Rezi-
tativen, doch zeigt ſie auch ſchon Anſätze zum Ausmalen, und zwar
nicht nur in ſich, ſondern auch gegenüber den Bühnenvorgängen
(am deutlichſten im zweiten Akte mit dem Markieren der Herz-
ſchläge durch Geige und Baß); außerdem weiſt ſie auch eine ganze
Reihe derartig ſauber durchgeführter Arien und Duette auf, daß
man ſich ſtark an Mozart, wenn nicht gar noch neure Meiſter ge-
mahnt fühlt, jedenfalls darin ihr Alter gar nicht. ſo ſpürt. Die
Handlung iſt ſehr einfach und beſteht lediglich darin, daß eine
Dienſtmagd ihren Hageſtolz von Herrn durch Liſt dazu bringt,
ſie zu heiraten. Sie iſt aber auch nicht die Hauptſache, ſondern
beſteht einfach nur dazu, ſozuſagen das Jnſtrument zu ſein, an
dem ſich ein ſtarkes muſikaliſches Ausdrucksverlangen erfolgreich
betätigen kann. Die Aufführung dieſes Werkchens war mit
viel Liebe und Sorgfalt vorbereitet. Auf der eigentlichen Bühne
erhob ſich eine getreu nachgeahmte, kleine Bühne der damaligen
Zeit, mit dem niedlichen Orcheſterchen in den zeitgenöſſiſchen
Trachten davor, das wieder ſowohl zur Rechten wie zur Linken
von je einer kleinen Loge mit Zuſchauern in wiederum zeitge-
nöſſiſchen Trachten flankiert wurde. Die wenigen hierzu benötig-
ten darſtelleriſchen Kräfte: Herr Fiſcher als Hageſtolz Uberto,
Fräulein Enghardt als Dienſtmagd Sergina und Herr Trott
als Diener Vesgonga, boten ausgezeichnete Leiſtungen, beſonders
dadurch, 'daß ſie ſich vollkommen dem beſondern Charakter dieſes
Werkchens anzupaſſen wußten. Das Orcheſter unter Herrn
Brauns Leitung war nicht minder vorzüglich, wiederum haupt-
ſächlich dadurch, daß ſie ganz die Eigenart dieſer Aufführung und
im beſondern wieder dieſer Muſik zu wahren verſtanden. Neu
war dabei, daß man ſogar ein altes Cembalo, die Urform des
modernen Flügels, zur Mitwirkung herangezogen hatte, das mit
ſeinen dünnen Klängen unter Herrn Brauns Fingern von
der ganzen Veranſtaltung noch mehr den Eindruck einer alten
muſikaliſchen Ausgrabung zu erwecken verſtand. Die Zuhörer
folgten den Darbietungen ſehr intereſſiert. Ob ihnen freilich das

„Jch will Jhnen ein Bild von ihm holen,“ ſagte die
alte Dame, ſich erhebend, und verließ das Zimmer.

Das junge Mädchen auf ihrem Platz am Fenſter bei den
Geranien ſtickte emſig weiter. Der Kapitän, ängſtlich be-
ſorgt, recht behaglich zu erſcheinen, huſtete dreimal leiſe
und war gerade im Begriff, eine Bemerkung über das
Wetter zu machen, als ſie ihren Kopf abwandte und ſich
für etwas draußen intereſſierte. Der Kapitän beſchäftigte
ſich wieder mit der Betrachtung der Wolken, mit mehr Miß-
fallen, als ſelbſt der vermißte Kapitän gezeigt haben konnte.

„Die iſt kurz vor ſeinem Verſchwinden aufgenommen,“
ſagte die alte Dame, das Zimmer wieder betretend, und
überreichte ihm eine Photographie. „Sie können ſie be-
halten.“

Der Kapitän nahm ſie und blickte aufmerkſam auf das
Bild eines kräftigen, vollbärtigen Mannes von ungefähr
ſochzig Jahren. Dann ſteckte er ſie ſorgſam in ſeine Bruſt-
taſche und erhob ſich.

„Und wenn ich ihm zufällig begegnen ſollte wie
is ſein Name?“

„Häſeler,“ ſagte die alte Dame, „Kapitän Häſeler.
Wenn Sie ihn ſehen ſollten und würden ihm dann fagen,
daß er nichts zu befürchten hat und daß ſeine Frau und
ſeine Tochter Käthe vor Verlangen ſterben, ihn wiederzu-
ſehen, würden Sie etwas getan haben, wofür ich Jhnen nie
und nimmer genug danken könnte.“

„Jch werde mein möglichſtes tun,“ ſagte Bröhan herz-
lich. „Adieu.“

Er ſchüttelte die Hand der alten Frau und ſtand mit
herabhängenden Händen da und ſah Käthe zweifelhaft an.

„Adieu,“ ſagte ſie freundlich.
Frau Häſeler begleitete ihn zur Tür.
„So oft wie Sie in Bremerhaven ſind, Herr Kapitän,

wird es uns freuen, Sie zu ſehen und von Jhnen zu hören,
ob Sie etwas erreicht haben,“ ſagte ſie, als ſie ihn hinaus-
ließ.

Der Kapitän dankte ihr und hielt einen Augenblick an
der Gartenpforte an, um einen heimlichen Blick nach dem„Wie ſah ungefähr aus?“ fragte Bröhan.

„Dreimäderlhaus“ nicht lieber geweſen wäre, dieſe Frage wagen
wir nicht zu beantworten.

Der „Zerbrochene Krug“ iſt ein Luſtſpiel, über das ſchwerlich
noch viel geſagt zu werden braucht, nachdem es wohl allgemach
Gemeingut des deutſchen Volkes geworden ſein dürfte. Nur dieſe
Bemerkungen ſeien gemacht: daß wir trotz ſeiner Klaſſizität
wenige gute Luſtſpiele haben, die mit ihm auch nur in Vergleich
geſtellt werden könnten, und daß ſich der unglückliche Kleiſt damit
ein Denkmal geſetzt hat, das ſeinen „Prinz von Homburg“ oder
auch ſein „Käthchen von Heilbronn“ oder auch nur ſeine „Hermann-
ſchlacht“ weit überdauern wird. Die Urſache hierzu liegt teits in
der äußerſt glücklichen Grundidee, von einem zerbrochenen Kruge
aus eine dunkle Liebestragikomödie abzurollen, noch mehr aber
in der vorzüglichen Geſtaltungskraft ſowohl der Perſonen wie der
Handlung, mit der fich Kleiſt von neuem als der geborne Dra-
matiker erweiſt. So z. B. einen Menſchen zu ſchildern, wie es
der Dichter mit der Hauptperſon, mit dem Dorfrichter Adam, tut:
ſo dummfrech und verſchlagen, ſo liſtig und geiſtesgegenwärtig
zugleich, das iſt nur wenigen nach ihm gelungen, trotz der meiſter-
haften, feinpſychologiſchen Menſchenſchilderer, die wir gerade in
der neuſten Literatur haben. Nur etwa Gerhart Hauptmann
(einzelne Figuren aus den „Webern“, dazu „Fuhrmann Henſchel“,
„Roſe Bernd“) und Artur Schnitzler („Liebelei“, Angatol-Zytlus)
kämen von den Dramatikern unter ihnen hierbei in Betracht, doch
fehlt ihnen infolge ihrer modernen Kompliziertheit und Klein-
faſrigkeit wieder die große, ruhige, die klaſſiſche Linie, die uns
gerade dieſes Kleiſtſche Kabinettsſtückchen immer wieder anſchauen
läßt wie ein Bild aus dem Atelier eines alten, ſich ſeiner Mit
menſchen und ſeiner Landſchaft freuenden holländiſchen Malers.
Auch die Aufführung dieſes Spieles war vorzüglich, dank vor
allem dem glücklichen, einheitlichen Zuſammenſpiel (bei dem nur
die moderne und die klaſſiſche Darſtellung noch etwas inniger
hätten verſchmolzen werden können), dank aber auch vor allem
der feinen Wiedergabe des Dorfrichters Adam durch Herrn
Sachſe, die in allen Zügen fein beobachtet und an jeder Stelle
lebensgetreu und überzeugend war, wenngleich auch vielleicht
dem Menſchen im Schauſpieler der Rang vor dem Virtuoſen noch
etwas völliger gegeben werden ſollte. Daneben machten ſich noch
die Herren Mongato als Schreiber, Teuſcher als Gerichtsrat
und Wilcke als Rupprecht, ſowie die Damen Grawi als Eva
und Debicke als Frau Rull ſehr verdient. Das Publikum war
von der Aufführung ſehr entzückt und kargte denn auch nicht mit

lautem Beifall. CwW.
StadtverordnetenVerſammlung Halle.

Sitzung vom 17. September.
Zunächſt wurden wieder verſchiedene geſchäftliche Angelegen-

heiten erledigt, unter denen ſich diesmal verſchiedene von größerer
Bedeutung befanden, ſo die Eingabe des Gewerkſchaftskartells zur
Nahrungsmittelverſorgung, eine Petilien des Halleſchen Bürger
vereins zu demſelben Gegenſtand und eine dritte der ſtädtiſchen
Arbeiter, die beſſere Lebensmittelzulagen, aber auch höhere Löhne
wünſchte. Während nun die erſten beiden Eingaben dem Ma
giſtrat zur Berückſichtigung überwieſen wurden, ſoll der dritte erſt
an den ſozialen Ausſchuß gehen.

bürgerlicher Stadtverordneten verhondelt, die
möge dem Wilſon- Proteſt des Magiſtrats
nachträglich noch beitreten.

Die Begründung hierzu gab der Stadty. Fabian. Er
meinte, daß die geſamte Bürgerſchaft einmütig gegen die Wilſon
ſche Zumutung vorgehen müſſe, das deutſche Volt ſolle ſich von
ſeinem Fürſtenhaus losſagen, durch das es erſt groß und ſtart
geworden ſei und das es jetzt am nötigſten brauche. Dem Mogi-
ſtrat gebühre Dank für ſeinen energiſchen Proteſt, die Bürgerſchaft
müſſe ſich ihm aber anſchließen.

Stadtv. Hennig erklärte, daß ſeine Parteifreunde nichts
gegen die Beſchäftigung der StadtverordnetenVerſammlung nrit
Politik haben. Jm Gegenteil, das hätten ſie ja auch immer ge-
fordert, das letztemal vor drei Jahren, als ſie eine Petition an

Fenſter zu werfen, aber das junge Mädchen hatte ſich wieder
über ihre Arbeit gebeugt, und er ging ſchnell fort.
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Als Bröhan ſein Schiff erreicht hatte und ſich zu ſeinem
verſpäteten Mittageſſen niederſetzte, hatte er faſt, in der
freudigen Erregung, daß er etwas für Fräulein Häſeler zu
tun habe, die Tatſache vergeſſen, daß ſie mit jemand anders
verlobt war. Als es ihm aber einfiel, ſchob er ſeinen Teller
von ſich und überließ ſich, ſeinen Kopf auf die Hand gelehnt,
einem Anfall tiefſter Melancholie. Er nahm die Photo-
graphie aus ſeiner Taſche und verſuchte, ſie aufmerkſam
betrachtend, eine Aehnlichkeit zwiſchen Vater und Tochter
zu entdecken.

„Was halten Sie davon?“ fragte er, das Bild dem
Steuermann überreichend, der ihn ſchon neugierig beobach
tet hatte.

„Ein Freund von Jhnen?“ erkundigte ſich der Steuer-
mann vorſichtig.

„Nein,“ erwiderte der andre.
„Na, ich halt'r nich viel von,“ ſagte der Steuermann.

„Wo haben Sie es her?“
„Man hat's mir gegeben,“ ſagte der Kapitän. „Er

wird vermißt, und ich ſoll ihn finden, wenn ich kann. Sie
könnten Jhre Augen auch wohl 'n bißchen mit aufhakten.“

„Wo woll'n Sie 'n denn ſuchen?“ fragte der Steuer-
mann.

„Ueberall,“ entgegnete der andre. „Er ſoll am wahr-
ſcheinlichſten in einer Hafenſtadt zu finden ſein, und wenn
Sie mit aufpaſſen wollten, würden Sie mich einen großen
Gefallen tun.“

„Das werd ich tun, natürlich,“ ſagte der Steuermann.
„Was hat er gemacht?“

„Nir, das ich weiß,“ ſagte der Kapitän, „er wird ſeit
etwa fünf Jahren vermißt, und ich hab verſprochen, mein
möglichſtes zu tun, ihn wiederzufinden

„Seine Freunde ſind wohl beſorgt um ihn?“ fragte der

Steuermann.
„Ja,“ antwortete der andre. (Forttetung folgt.)

Bei dieſer Gelegenheit wurde auch ein Antrag verſchiedener
Verſammlung



das Abgeordnetenhaus zur Beſeitigung des Dreiklaſſenwahlrechts
in der Gemeinde verlangten. Aber es ſei immer zurückgewieſen
worden. Nur müßten dann auch ſie die Möglichkeit haben, das
zu tun, und er kündige an, daß das bei der kommenden Frage
der Neuorientierung des Reiches ausgiebig geſchehen ſolle. Jn
bezug auf die materielle Seite der Sache aber ſei nicht unbe
ſtrithen, was Herr Fabian über den Jnhalt der Wilſon Note ge
ſagt habe. Darin ſolle in Wirklichkeit nicht die Aufforderung ent
halten ſein, das deutſche Volk möge ſich von ſeinem Herrſcherhaus
öſen, ſondern nur die Forderung, der Friede ſolle von den
breiten Maſſen getragen werden. Dieſes Garantieverlangen
wäre aber verſtändlich, uns wäre es doch auch nicht gleich, ob wir
mit einem demokratiſchen oder mit einem abſolutiſtiſchen Ruß-
and den Frieden machten. Die Neuorientierung gehe uns ſelbſt-

verſtändlich nur allein an, jedoch hätte das Volk noch nicht die
zenügend ſtarke Einwirkung darauf. Wenn man ſich alſo ſchon
mit der WilſonNote beſchäftige, dann müßten auch die Wünſche
des Volkes in bezug auf die Neuorientierung vorgebracht werden.

Der Oberbürgermeiſter erklärte, er habe dieſe Ant
wort erwartet und hätte deshalb nur zu ſagen, daß er immer be-
reit ſei, in kommunalpolitiſchen Dingen mit den Parteifreunden
des Herrn Hennig zu unterhandeln, daß er ſich aber in Sachen
des Vaterlandes, die ihm das Heiligſte ſeien, mit Männern
von der politiſchen Richtung des Herrn Hennig
micht auseinanderſetzen werde.

Stadtv. Finger bedauerte, daß keine einheitliche Kund-
gebung zuſtande komme. Er ſtehe auch heute noch auf dem ab-
ehnenden Standpunkt, den die StadtverordnetenVerſammlung

vor drei Jahren gegenüber dem ſchon erwähnten Antrag einge-
nommen habe, da es ſich damals um eine Stellungnahme zu
innerpolitiſchen Fragen gedreht hätte, und ſei heute für den An
trag zur Unterſtützung des Wilſon-Proteſtes, weil es ſich hierbei
um etwas andres, nämlich um die Abweiſung politiſcher Zumu-
tungen von außen, handle.

Stadtv. Herzfeld meinte, dieſer Proteſt ſei eine politi-
ſche Selbſtverſtändlichkeit, wobei natürlich nicht geſagt wäre, daß
wir keine Wünſche in bezug auf innerpolitiſche Reformen hätten.
Jm übrigen gebe er zu, daß der Proteſt ſehr temperamentvoll
gehalten ſei und heute vielleicht ruhiger abgefaßt werden würde.

Stadtv. Hennig betonte gegenüber Herrn Finger, daß er
nicht von Wilſons plutokratiſcher Demokratie als dem Erſtrebens-
werten geſprochen habe, ſie ſchere ihn gar nichts, ſondern von den
Wünſchen ſeiner Parteifreunde gegenüber unſrer Volksvertre-
tung. übrigen eröffne der Herrenſtandpunkt des Ober-
bürgermeiſters die angenehmſten Ausſichten auf die Zukunft.
Aber er und ſeine Freunde wären darüber nicht in Sorge, denn
mit ihnen ſei das Volk.

Hierauf wurde der Antrag gegen 6 Stimmen ange-
nommen.

Damit erſt trat die Verſammlung in die eigentliche Tages-
ordnung ein.

Jn die Hafendeputation wurde an die Stelle des kürzlich
gewählten Kaufmanns Lüttig, der abgelehnt hat, der Kaufmann
Metzner gewäblt.

Die Mietverträge über die Läden, die auf dem für die Er-
weiterung der Akademiſchen Leſehalle in Betracht kommenden
Flügel des Roten-Turm-VPorhaues liegen, laufen am 30. Sep-
tember 1917 ab. Da ſich zurzeit noch nicht überſehen läßt, wann
die Erweiterungsbauten ausgeführt werden können, hat der Ma-
giſtrat beſchloſſen, die Läden an die bisherigen Mieter zu den bis
herigen Preiſen auf unbeſtimmte Zeit weiterzuvermieten. Die-
ſem Beſchluß ſt im mte die Verſammlung zu.

Für die Hindenburgſpende wurden 15000 Mark und für
die Deutſche Dichter-Gedächtnis-Stiftung 200 Mark bewilligt.

Teurungszulagen an ſtädtiſche Beamte.
Entſprechend der ſtaatlichen Reglung in bezug auf laufende

Kriegsteurungszulagen ſollen den Magiſtratsbeamten und ſtändig
beſchäftigten Angeſtellten, Oberlehrern und nachverzeichneten
Lehrern vom 1. Juli 1917 an neben der Teurungszulage laufende
Kriegsbeihilfen nach folgenden Grundſätzen bewilligt werden:

A. Unverheiratete mit einem Jahresdienſteinkommen bis
zu 6000 Mark erhalten monatlich 25 Mark; B. Verheirgtete, deren
Stellenhöchſtgehalt oder Jahresdienſteinkommen ohne Neben-
bezüge weniger als 3200 Mark beträgt „monatlich 30 Mark und
für jedes Kind monatlich 3 Mark, bei 3200 Mark bis (einſchließ-
lich) 6000 Mark monatlich 45 Mark und für jedes Kind monatlich
1,50 Mark, bei mehr als 6000 Mark monatlich 60 Mark und für
jedes Kind monatlich 6 Mark; C. Lehrer und Lehrerinnen an den
Mittelſchulen und höhern Schulen einſchließlich Fachſchulen die
Kriegsbeihilfen nach den ſtaatlichen Grundſätzen.

Außerdem werden Kinderzulagen für jedes Kind unter
15 Jahren ſowie für Kinder von 15 bis zu 18 Jahren gezahlt,
falls dieſe noch von den Eltern mit Rückſicht auf die Schul oder
Berufsausbildung unterhalten werden und nicht ein eignes Mo
natseinkommen von mehr als 30 Mark haben. Jm Falle der
Erwerbsunfähigkeit oder Krankheit können auf Antrag auch Kinder
über 18 Jahre berückſichtigt werden. Witwer, Witwen und Ge-
ſchiedene, die keinen eignen Hausſtand führen, ſowie verheiratete
weibliche Angeſtellte erhalten die Zulage für Ledige. Ledige, die
Angehörigen im gemeinſchaftlichen Hausftand Unterhalt gewähren,
werden den Verheirateten ohne Kinder gleichgeſtellt. Die im
Heeresdienſt befindlichen Magiſtratsbeamten und Angeſtellten der
Gruppe B erhalten an Kriegsbeihilfe die vorſtehende Kinderzu-
lage züglich eines Zuſchlags pon 12 Mark monatlich für jedes
Kind.

Die Koſten für dieſe Kriegsbeihilfen betragen für 6 Monate
rund 290 000 bis 300 000 Mark.

Genoſſe Em mer bedauerte, daß bei dieſer Vorlage die
ſtädtiſchen Arbeiter wieder nicht bedacht worden ſeien. Aber
vielleicht könne man ſie unter die ſtändig Beſchäftigten nehmen.
Weiterhin brachte er die Bedenken derjenigen Mittelſtandsange-
dörigen gegen dieſe Vorlage zur Sprache, denen man jetzt die
Betriebe zuſammenlege und die hierdurch zum Teil direkt mittel-
los gemacht worden ſeien.

Stadtv. Kühme ſchloß ſich dieſen Bedenken an
wünſchte vor atſen Dingen einen beſſern Mittelſtandsſchutz.

Stadtv. Hennig hob hervor, daß mit dieſer Vorlage ein
Weg beſchritten würde, den man eigentlich ablehnen ſolle, denn
wer viel Gebalt habe, dem werde auch viel Teurungszulage ge-
geben. Aber dieſe Stafflungen ſeien ſtagatlich vorgeſchrieben und
deshalb wöre doran nichts zu ändern. Freilich ſei ja die Lage
der Beamten auch ſchwer, ſelbſt der beſſer bezahlten. Jmmerhin
müſſe verlangt werden, daß bei der indirekt angekündigten Vor-
tage des Magiſtrats über die Neureglung der Beamtengehalte ein
gecechterer Ausgleich geſchaffen würde.

Hierauf wurde die Vorlage
nommen.

Die Etatsüberſchreitungen von 37 323 Mart beim Elektrigi-
Rälswert und von 563 Mart bei der Stiftung „Adelheid“ ſowie
die Fehlbeträge vor. 401 Mark bei der Kaiſer-Wilhelm- und
Kaiſerin-AuguſteViktoria-Stiftung, nd von 16 Marf bei der Ge
ſchwiſterRöſer- Stiftung fanden die. erforderliche Genehmigung

Ecbenſz wurden d'e Sätze für Reiſekoſten um 4,50 Mark bis
7 Wart, alſo uf 9 bi 25 Markt erhöh. ausſchließlich der Ver

Jm

und

einſtimmig ange-

tretung im Herrenhaus, die jetzt 30 Mark täglich beträgt, gegen24 Mark er es i eDie Zuwendung der Herrn Paul Beige von 1000 Mark ſo
wie der Vereinigung zur Verwertung von Nebenprodukten der
Fleiſcherei in Geſtalt von 1500 Mark für die Kriegshinterbliebe-
nenfürſorge wurden dankend angenommen.

Anfang zu einer Markthalle?
Die Firma en Lina hat im 1914 auf dem Gey

lände des ſtädtiſ Schlacht- und Viehhofs einen Getreide
ſpeicher errichtet. Der Grund und Boden iſt Eigentum der
Stadtgemeinde verblieben. Seit dem 15. Februar 1915 wird nun
der Speicher von dem Stadternährungsamt gegen eine Miete von
1440 Mark jährlich benutzt, während Jacobine der Stadt für die
Hergabe des Geländes eine jährliche Pacht von 573 Mark u
Jetzt bietet ſich die Möglichkeit, den Speicher von der Firma Jaco-
bine zum Preiſe von 6500 Mark zu erwerben. Nach der Aus-
kunft des Hochbauamts befindet ſich der Speicher in einem guten
baulichen Zuſtand, der Neubau des Speichers würde jetzt einen
Koſtenaufwand von 14000 Mark erfordern. Der geforderte
Kaufpreis iſt daher als durchaus angemeſſen zu bezeichnen. Bei
dem Mangel an ſtädtiſchen Lagerräumen und mit Rückſicht
darauf, daß der Speicher für die Zwecke des Stadternährungs-
amts noch lange Zeit benutzt werden muß und, falls er hierfür nicht
mehr benötigt wird, für die Zwecke des Schlacht- und Viehhofs
außerordentlich nutzbringend verwendet werden kann, hat der
Magiſtrat den Ankauf beſchloſſen.

Dieſem Kaufe wurde zugeſtimmt. Hierbei brachte Genoſſe
Em mer den Wunſch vor, der Magiſtrat möchte damit den erſten
Schritt zur Errichtung einer Engros-Markthalle tun.

Der Kriegsvertrag des Stadttheaters.
Jnfolge des Weltkriegs wurde für die Spielzeit 1915/16 und1916/17 des Stadttheaters mit Herrn Direktor Sach ein beſonderer,

in einigen Teilen vom Hauptvertrag abweichender Vertrag abgeſchloſſen,
der den Zweck hatte, dem Theaterdirektor die Fortführung des Theaters
während der Kriegszeit zu ermöglichen. Die Veränderungen beſtehen
hauptſächlich darin, daß der Direktor den Theaterangeſtellten Mindeſt-
gagen zahlen und die Stärke des Chores und Orcheſters um je 8 Mit
glieder herabſetzen kann. Da nun ein Ende des Krieges nicht abzu
ſehen iſt, ſtellte Herr Sachſe den Antrag auf eine weitere Verlängerung
des Kriegsvertrags um 1 Jahr.

Der Magiſtrat beantragte eine Verlängerung des Vertrags bis
zum 31. Auguſt 1918; der Theaterausſchuß aber beantragte eine Ab
änderung inſofern, aks der Theaterdirektor per h werden ſollte,
dem Perſonal wieder die Friedensgage zu zahlen. Der Oberbürger-
meiſter wandte ſich gegen dieſen Abänderungsantrag unter Berufung
darauf, daß ſonſt der Direktor ein zu großes Riſiko eingehe.

Stadtverordneter Herz feld hob demgegenüber hervor daß doch
nicht der Direktor, ſondern die Geſamtheit des Perſonals der wirtſchaftlich
ſchwächere Teil ſei. Zudem wäre es doch höchſt ungerecht, daß man
heute den ſtädtiſchen Beamten weitgehende Teurungszulagen bewilligt
habe, dem Theaterperſonal aber noch nicht einmal die Gagen bezahlen
wolle. die es in Friedenszeiten erhalten habe. Eigentlich müßte die
Stadt auch dieſen Perſonen gegenüber aus den Ueberſchüſſen des
Theaters noch beſondere Teuernngszulagen gewähren. Unter allgemeiner
Bewegung teilte er hierbei mit, daß der Direktor in der vergangenen
Spielzeit aus dem Theater ein Einkommen von nicht weniger
als 59500 Mark gezogen habe, 19500 Mark Gehalt und
40 000 Mark Ueberſchuß!

Der Oberbürgermeiſter verſuchte es noch einmal mit dem
Hinweis auf das große Riſiko des Direktors, doch nahm das Kolleginm
unbehelligt davvn den Antrag des Theaterausſchuſſes an.

Vorbereitung eines Stadtbebaunngsplans.
Für die Aufſtellung eines neuen Geſamtbebauungsplans empfahl

der Magiſtrat in Uebereinſtimmung mit der Baudeputation die An
nahme einer in dieſem Fache ganz beſonders ausgebildeten Kraft, eines
Spezialiſten. Dieſer ſoll der Aufſtellung des Planes wie auch den
Anſiedlungs- und Bebauungsfragen ſeine volle Arbeitskraft widmen.Für unſre Stadt ſei dieſe Laligten jetzt von ganz beſonderer Bedeu-

tung, weil durch die neuen großen Erwerbungen (Stadtbahn, Gut
Seeben) große neue Möglichkeiten in der Stadtentwicklung erſchloſſen
werden. Noch wichtiger aber ſei, daß durch einen neuen Bebauungs
plan die Erfahrungen, die der Krieg auf dem Gebiete des Wohnungs
weſens gezeitigt hat, voll zum Guten ausgenutzt werden. Die Arbeit
wird ſich nur auf einige Jahre erſtrecken, es ſoll daher keine Beamten
ſtelle geſchaffen werden, die Annahme der Kraft vielmehr auf Grund
eines Privatdienſtvertrags gegen Kündigung erfolgen. Als Jahresver-
gütung wurden 10 000 Mark vorgeſchlagen. Eine Steigerung iſt nicht
geplant, jedoch ſoll bei gutem Abſchluß der Arbeiten eine Prämie von
20 000 Mark in Ausſicht geſtellt werden.

Genoſſe Em mer wandte ſich gegen dieſen Antrag, unter der
Begründung, daß während des Krieges doch keine geeignete Kraft ge
funden würde und nach dem Kriege unſre Stadtbauräte in Verbindung
mit Architekten darin eine gute Aufgabe fänden. Er beantragte, die
Sache zu verſchieben und die 20 000 Mark abzulehnen.

Die Vorlage wurde von den bürgerlichen Stadtverordneten an
genommen, mit einem Zuſatzantrag Günther, der eine Prämie bis
zu 20 000 Mark vorſah.

Schließlich kam noch der Antrag Gröbel auf
Errichtung eines Mieteinigungsgmts

zur Verhandlung.
Hierzu ſprach Genoſſe Gröbel ausführlich, unter Hervorhebung

all der von uns wiederholt angeführten Momente, die dafſir
ſprechen, und der Betätigungsmöglichkeit und wirkſamkeit aller dieſer
bisher ſchon anderwärts eingerichteten Aemter.

Stadtverordneter Herz feld verwies darauf, daß der Haus-
beſitzerverein ſchon ein Mieteinigungsamt für kleinere Streitigkeiten
habe, und meinte, daß für ein andres, das in bezug auf Kündigung
und Mietpreiserhöhung Recht ſpreche, in Halle keine Verwendung ſei.
Er glaubt ſogar, daß durch ein ſolches Amt erſt die Gelüſte der Haus
beſitzer geweckt würden, da viele Hausbeſitzer dann meinen, ein Recht
auf Mietſteigerung erwirken zu können. Zu guter Letzt beantragte er,
den Antrag an den Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen.

Die Stadtverordneten Finger und Kallmeyer ſowie Ge
noſſe Em mer traten für den Antrag Gröbel ein, Stadtv. Finger
unter Stellung eines Amendements, wonach der Magiſtrat beauftragt
wird, eine Vorlage für ein ſolches Mieteinigungsamt zu machen, das
alle Streitigkeiten erledigt.

trag Finger angenommen.
Unfreundlicher Akt des Magiſtrats

Nunmehr ſollte noch ein Antrag Hennig zur Verhandlung kommen,

der ſich danach erkundigte, ob die vor bereits 3 Jahren beſchloſſenen
Förderklaſſen für Volksſchulen nunmehr errichtet werden ſollten, und
was der Magiſtrat in bezug auf die Schulreform zu tun gedenke, be
ſonders zur Hebung und Vereinheitlichung des Schulbildungsweſens.
Doch beantragte Hennig, dieſe Sache von der Tagesordnung abzuſetzen,

da ſie ausführlich beſprochen werden müßte, hierzu aber bei der vor
geſchrittenen Zeit dieſer Sitzung keine genügende Gelegenheit mehr ſei.

Der Oberbürgermeiſter verlangte trotzdem, daß er be
fragt werde, ob der Magiſtrat darauf in dieſer Sitzung zu antworten
gedenke. Und als das aus reiner Formalität geſchah, da antwortete
er, daß zur Errichtung von Förderklaſſen keine miniſterielle Genehmigung
vorliege, und daß er die andre Frage als eine für die Friedenszeit be

trachte, ſie alſo auch erſt im Frieden beantworten werde.
Als nun Stadtverordneter Finger meinte, daß zwar mit der

Antwort des Magiſtrats auch gleich die ganze Interpellation erledigt
ſei, nun aber dieſe Antwort ſelbſt zum Gegenſtand einer Beſprechung
gemacht werden könne, da wandte ſich der Oberbürgermeiſter
auch hiergegen und Setonte, daß die Sache im erſten Teil überhaupt,
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im zweiten aber bis zur erſten Sitzung im Frieden vertagt ſei, alſo
auch nicht mehr behandelt werden könne.

Stadtverordneter Hennig hob hervor, daß jetzt eine bewußte
Unfreundlichkeit des Magiſtrats zutage getreten ſei. Wenn ihm und
ſeinen Freunden aber die Möglichkeit zur weitern Erörterung der Sache
abgeſchnitten würde im beſondern drehe es ſich um die Vorbereitung

eführider Schulreform, auch wenn ſie gegenwärtig noch nicht d r
nwerden könne dann würden ſie in der nächſten Sitzung

ganz beſtimmten Antrag kommen.
Von bürgerlicher Seite wurde hervorgehoben, daß man in

der Antwort des Magiſtrats keine Unfreundlichkeit erblicken könne.
Nach alledem beſchloß die Verſammlung doch, dieſen Gegenſtand

von der Tagesordnung dieſer Sitzung ab zuſetzen.

Hierauf fand noch eine geheime Stadtkverordneten-
ſitzung ſtatt.

Aus der Provinz.
Hohenmölſen. Für die Parteimehrheit. Am Sonn-

tag ſprach hier Genoſſe Beims (Magdeburg) in einer von eiwa 150
Perſonen beſuchten öffentlichen Verſammlung über „Friede und Demo-
kratie“. Von der Gründung der neuen Deutſchen VaterlandsPartei
in Königsberg ausgehend, ſchilderte er im Gegenſatz zu der Tendenz
dieſer Annexioniſten die Bemühungen der ſogenannten Fraktion für den
Frieden, die ſchließlich zu der Friedensreſolution der Reichstagsmehrheit
führten. Weiter ging er auf die Vorgeſchichte des Krieges ein und
betonte Da dieſer ein Koalitionskrieg gegen die Mittelmächte ſei, der
infolge wirtſchaftlicher Urſachen entſtanden wäre, ſei deſſen Beendigung
erſchwert. Hier müßten die Völker die w. zu beendigenden
Schritten zwingen. Die Friedensformel „Keine Eroberungen, keine
Entſchädigungen“ ſei der Weg, der zum Frieden führen könnte und
den die Reichstagsmehrheit mit ihrer Reſolution auch beſchritten habe.
Auf die innern politiſchen Verhältniſſe in Preußen- Deutſchland übergehend,
betonte der Redner u. a., daß wir unter allen Umſtänden ſchon während des
Krieges mindeſtens das allgemeine und gleiche Wahlrecht in Preußen erhalten
müßten. Trotz mehrmaliger Aufforderung meldete ſich kein Gegner zur
Diskuſſion. Die Unabhängigen hatten es vorgezogen, die Verſammlung zu
meiden. Nachdem Genoſſe Gerhardt mit kurzen Worten darauf hin-
ewieſen und die Hoffnung auf baldige Einigung in der politiſchenPartel ausgeſprochen hatte, ging Beims im Schlußwort näher auf den

Parteiſtreit ein. Auch er bedauerte die Rechthaberei derer um Hagſe.
Bei Beendigung des Krieges würden die neuen Steuergeſetze gemacht
werden. Dann aber könne die Schwächung der Partei, herbeigeführt
durch Gründung der Unabhängigen Partei und den ſonſtigen Bruderkampf
verhängnisvoll werden. Weiter empfahl Beims, da der Arbeiter auch
einen treuen geiſtigen Führer bedürfe, das Leſen der „Volksſtimme“.
Schließlich wurde folgende Reſolution einſtimmig angenommen „Die
heute in Hohenmölſen tagende öffentliche Verſammlung gellt ſich völlig
auf den Standpunkt des Referenten in bezug auf die Politik der
Reichstagsfraktion. Sie begrüßt deren Vorgehen in bezug auf die
Friedensarbeit und verlangt von der Regierung in Preußen Deutſchland
offene, klare Stellungnahme zur Friedensreſolution der Reichstags
mehrheit ſowie zur Demokratiſierung der innern politiſchen Einrichtungen
in Deutſchland, ſowie Einführung des allgemeinen, gleichen, freien und
direkten Wahlrechts in Preußen noch während des Krieges.“

Eine Stadtverordneten Sitzung fand an Freitag
abend ſtatt. Zunächſt wurde die Krankenhauskaſſenrechnung für 1916
abgenommen, die in Einnahme und Ausgabe mit 1499,48 Mart ab
ſchloß, weiterhin die Armenkaſſenrechnung für 1916, die in Einnahme
und Ausgabe mit 5711,97 Mark bilanzierte. Der Zuſchuß der
Kämmereikaſſe zur Armenkaſſe betrug 2047,92 Mark. Für Unter
ſtützung Armer wurden 1173,30 Mark ausgegeben. Die Vermögens
überſicht ergab eine Schlußſumme von 15 223,95 Mark, gegenübeéw.
dem Vorjahr 745,47 Mark weniger. Ferner
ElektrizitätswerksKaſſenrechnung für 1916 abgenommen. Die Ein
nahmen betrugen 16 193,81 Mark und die Ausgaben 16 512,41 Mark.
An elektriſchem Strom wurden verbraucht für Lichtzwecke 23 909 Kilo-
wattſtunden 9520,95 Mark, für Kraftzwecke 20 955 Kilowattſtunden

4191, Mark und für Straßenbeleuchtung 2772 Kilowattſtunden
739,20 Mark. Auf die erſten beiden Beträge iſt ein Rabatt von

546,81 Mark gewährt worden. Die Vermögensüberſicht verzeichnete
in Aktiva 57 163, Mark, in Paſſiva 40 357 Mark, ſo daß ein Rein-
vermögen von 16806, Mark verbleibt. Bei dieſer Gelegenheit
wurde vom Magiſtrat die Mitteilung gemacht, daß der Lieferant der
elektriſchen Energie die WerſchenWeißenfelſer BraunkohlenAktien
Geſellſchaft, den Strompreis um Pfg. pro Kilowattſtunde infolge
des in Kraft getretenen Kohlenſteuergeſetzes vom 1. Auguſt an erhöht
hat. Jnwieweit dadurch eine Erhöhung der Konſumentenpreiſe
erforderlich wird, hängt ganz davon ab, in welcher Weiſe eine Ein
ſchränkung des Stromverbrauchs durch die Konſumenten eintritt.
Vorläufig dürfte eine Veranlaſſung zur Erhöhung des Konſumenten-
Strompreiſes nicht vorliegen. Die Stadtverordneten-Ergänzungswahlen
ſollen mit Rückſicht auf den Krieg und eine Miniſterialverordnung
zufolge verſchoben werden, mit der Wirkung, daß die jetzigen Stadt
verordnelen 1 Jahr länger und die ſpäter zu wählenden 1 Jahr
weniger im Amte bleiben. Nachdem wurde noch ein Antrag au
Lohnerhöhung für den ſtädtiſchen Vorarbeiter von wöche. ich 30 Mark
auf 34 Mark einſchließlich Teurungszulage genehmigt und von dem
Ergebnis zweier Reviſionen der Kämmerei- und Sparkaſſe Kenntnis
gegeben.

Merſeburg. Ueber die Kartoffel verſorgung halt
der Magiſtrat jetzt eine wichtige Bekanntmachung erlaſſen. Danach iſtden Verſorgungeberechtigten bis ſpäteſtens 15. November die unmittel

bare Eindeckung des zuläſſigen Kartoffelbedarfs beim Erzeuger geſtattet.
Bei Eindeckung bis zum Schluſſe der Verſorgungsperiode, bis 3. Auguſt
1918, ſind für den Kopf und die Woche 8 Pfund zuſtändig. Ab
15. September bis 3. Auguſt kommen mithin zur Eindeckung 46 Wochen
in Frage und Berechnung. Bei Eindeckung für kürzere Jeit und bei
wöchentlicher Entnahme werden nur 7 Pfund pro Kopf und Woche
gewährt. Wer ſich eindecken will, hat ſich zunächſt ſo bald wie möglich
mit einem Kartoffelerzenger darüber zu verſtändigen, ob und in welcher
Menge er von ihm Kartoffeln geliefert erhalten kann. Die Geſamt-
eindeckung kann auch bei mehreren Erzeugern erfolgen. Der Ver
ſorgungsberechtigte erhält ſpäter von der ſtädtiſchen Kartoffelſtelle
egen Rückgabe der Karkoffelmarken einen oder mehrere Bezugé

ſcheine über dies zu Lieferung zugelaſſene Menge Speiſekartoffeln.
Ohne Bezugsſchein der Stadt Merſeburg dürfen an ſtädtiſche Einwohner
Speiſekartoffeln vom Erzeuger zur Eindeckung des Winterbedarfs nicht
abgegeben werden. Bis zur Aushändigung der Kartoffelbezugsſcheine
können Kartoffeln wie bisher nur gegen Abgabe der gültigen Kartoffel
marken beim Erzeuger und Händler entnommen werden. Vom 3. Ol
tober an wird im Rathaus eine beſondere Stelle zur Ausfertigung von
Bezugsſcheinen errichtet. Es wird dringend erſucht, daß ſich die Ver
ſorgungsberechtigten ihre Abſchlüſſe und Bezugsquellen bis dahin
ſichern. Der Kartoffelerzeuger darf für den Zentner höchſtens 6 Mark
fordern, iſt jedoch berechtigt, noch eine kleine Anfuhrprämie (5 Pfg
für den Zentner und das Kilometer) zu verlangen.

Nachträgliche Butterbelieferung.mühungen der Kreisfettſtelle iſt es es gelungen, noch eine Zuweiſung
von Butter zu erhalten, die es ermöglicht, auf die bis zum 15. September
laufende Woche pro Kopf der Bevölkerung 30 Gramm Butter zu verteilen. Für dieſe Woche gelangen vorausſt ich auf den Kopf der Be

völkerung 40 Gramm Marxgarine zur V ung.

Weißenfels. Oeffentliche Verſammlung. Unter
dem Vorſitz des Genoſſen Kieſel- tagte hier am Sonnabend in
Schumanns Garten eine öffentliche Verſammlung, die infolge einer
unabhängigen Gegenagitation nur ſchwach beſucht war. Genoſſe Beim
(Magdeburg) beſprach die Möglichkeiten des Friedens, wobei er den
alldeutſchen Phantaſten energiſch zu Leibe ging. Eine Debatte wurdevon der Verſammlung nicht beliebt. Die Kerſammiung war von elwa

140 Perſonen beſucht.
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